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EDITORIAL 


WoZU EIN INFORMATIONSDIENST ZUR POLIZETENTWICKLUNG 


MoTTo: "WER BEWACHT DIE WÄCHTER ?” 


1. Notwendigkeit und Nutzen 


Die Rüstungs- und entsprechend die Entwick- 
lungen des Militärs zu untersuchen und fort- 
laufend zu dokumentieren, versteht sich von 
selbst. Jede Tageszeitung berichtet immer 
wieder über Waffenentwicklungen, neue Abwehr- 
systeme, besondere Trägerraketen, das neue 
Phänomen der "Killer-Satelliten" u.&.m. 
"Krieg und Kriegsgeschrei" brauchen ihre ge- 
sellschaftliche Relevanz auch dort nicht 
nachzuweisen, wo es noch um ihre Vorberei- 
tung geht. Die fast nicht mehr vorstellbaren 
Zerstörungspotentiale und die damit verbun- 
denen Ängste, die Ökonomie der Rüstungspro- 
duktion, der Waffenhandel und das Schauspiel 
der Abrüstungsverhandlungen erzwingen gera- 
dezu Aufmerksamkeit. Freilich ist es durch 
die relativ breit gestreuten Informationen 
trotz versuchter und gelungener Geheimhaltung 
im Detail und im Hinblick auf weitere Ent- 
wicklungen, Informationen, die auch vor al- 
lem durch qualifizierte Informationsdienste 
gewährleistet werden, noch nicht gesichert, 
daß der Kontrolle von Rüstungs- und Militär- 
entwicklung irgendein Erfolg beschieden ist. 


Rüstungs- und Militärentwicklung besitzen 
jedenfalls fragloses Gewicht, Entscheidungen 
über Leben und Tod ganzer Gesellschaften 
sind angesprochen, und auch dort, wo es 
aktuell nicht um diese Entscheidungen geht, 
stellen Rüstungs- und Militärausgaben und 
Institutionen jeweils einen beträchtlichen 
Haushalts- und Machtfaktor dar. Sind Polizei- 
Entwicklung und Polizei-Ausgaben damit in 
Größenordnung und Gewicht überhaupt ver- 
gleichbar? Die Polizei hat nicht nur einen 
viel geringeren Umfang und ein viel geringe- 
res Potential an Gewaltmitteln, die Polizei 
verfügt auch dann, wenn man die verbesserte 
Waffenausstattung und die technologische 
Entwicklung der Polizei-Instrumente berück- 
sichtigt, über kein der militärischen Rü- 
stung vergleichbares Vernichtungspotentlal. 
Vor allem aber ist die Funktion der Polizei 


anders. Die Polizei hat die Aufgabe, Sicher- 
heit und Ordnung im Inneren zu sichern, 
nicht den Staat als ganzes gegen mögliche 
Aggressoren von außen zu verteidigen. Die 
Polizei ist auf die Bürger des eigenen Lan- 
des als eine mit spezifischen Sanktionen 
ausgerichtete Regulierungsinstanz bezogen. 


Allerdings: Ganz abgesehen davon, daß Po- 
lizei und Militär, gerade auch im Hinblick 
auf die innenpolitische Wirkung, in der Re- 
gel zwar nicht als Einheit, so doch in ihren 
wechselseitigen Bezügen und Ergänzungen be- 
handelt werden müssen, besteht die Gefahr, 
daß die Polizei-Entwicklung und die Entwick- 
lung der polizeilichen Instrumente in der 
Öffentlichkeit kaum zur Kenntnis genommen 
werden. Die Polizei wirkt in ihrer alltäg- 
lichen Funktion viel zu sehr als Teil unse- 
ves Alltags, unserer Normalität, die Ent- 
wicklung polizeilicher Instrumente erscheint 
viel zu wenig spektakulär. Dieser nur ange- 
sichts als besonders unangemessen empfunde- 
ner Polizeieinsätze allenfalls vorübergehend 
modifizierte Sachverhalt hat zur Folge, daß 
die Polizei-Entwicklung Über Gebühr verharm- 
lost wird. Veränderungen der liberalen Demo- 
kratie, die durch den Funktionswandel der 
Polizei und ihre veränderten Instrumente be- 
wirkt werden können oder schon bewirkt wor- 
den sind, fallen nicht auf. 


a) Daten von und über Polizei 

Dem Mangel an öffentlicher Aufmerksamkeit 
entspricht die Vorsicht der Polizei und der 
Geheimdienste, Informationen über sich sel- 
ber, ihre Struktur und Vorgangsweise nicht 
zu publizieren. Die Öffentlichkeitsscheu der 
Polizei und der Geheimdienste ist notorisch. 
Diese Öffentlichkeitsscheu verstärkt ange- 
sichts der modernen Datenverarbeitung die 
Gefahr, daß Bürgerdaten in Informationsma- 
schinen gespeichert und hinter dem Mantel 
der Geheimhaltung addiert werden, ohne daß 


die Betroffenen je davon erfahren. Allzu 
schnell wird die Öffentlichkeitsscheu der 
polizeilichen Dienste dadurch gerechtfertigt, 
daß es zum Metier der Polizei gehöre, in der 
Regel eher im Verborgenen zu handeln. Ein 
Kriminalpolizist könne schließlich nicht 

laut ankündigen, wolle er Erfolg haben, daß 
er einen Drogenhändler zu einer ganz be- 
stimmten Zeit an einem ganz bestimmten Ort 
festnehnen wolle. Daß der Polizei- und Ge- 
heimdienstapparat krebsartig sich ausweiten 
könne, daß Erfolg als Erfolg des blirokratisch- 
technischen Ausbaus, vielmehr des Abbaus der 
liberalen Demokratie, qualifiziert werden 
könnte, geht angesichts des vorschnellen Ver- 
ständnisses für polizeiliche Aktionen ver- 
loren. 


Viele Zeichen deuten aber darauf hin, daß 

die liberal-rechtsstaatlichen Demokratien 
durch ihre eigenen Ver£fahrensweisen, durch 
die Tendenzen der Konzentration und Zentra- 
lisation insbesondere, einschließlich der 
damit einhergehenden Bürokratisierung gefähr- 
det werden. Viele Zeichen deuten auch darauf 
hin, daß der Gewaltapparat im Inneren, sprich: 
die Polizei- und Informationsdienst mehr als 
je zuvor zu zentralen Steuerungsagenturen 
einer exekutiv definierten Stabilität wer- 
den. Besteht auch nur die Möglichkeit, daß 
diese Beobachtungen nicht ganz falsch sind, 
dann erscheint es dringend erforderlich, die 
öffentlich.zugängliche Information über 
Polizei- und Polizei-Entwicklung zu vergrö- 
ßern und Zu verbreitern, um damit die Debat- 
te über den Stellenwert und die Wirkungswei- 
Für den libe- 
ralen Rechtsstaat eintreten und die Polizei 
in ihrer Entwicklung und in ihren Instrumen- 


se der Polizei wach zu halten. 


ist eines. Denn die 
Polizei mag durchaus immer wieder "Freund 


ten genau beobachten, 


und Helfer" sein, sie ist aber zugleich und 
zuerst auch Staatsdiener im eigentlichen 
Sinne, herrschaftssichernde Instanz. So kommt 
auch die Aussage eines von der bundesdeut- 
schen Polizei in Auftrag gegegeben Gutachtens 
von 1975 nicht ganz von ungefähr: "Es ist 
jedoch nicht ganz zutreffend zu sagen, der 
Polizei obliege der Schutz der Grundrechte, 


denn zum einen bilden die Grundrechte ja vor 
allem Abwehrrechte gegen den Staat und seine 
Organe. Da aber die Polizei selbst eine staat- 
liche Institution ist, kann es schwerlich 

ihre Aufgabe sein, den Bürger gegen staat- 
liche Ein- und Übergriffe zu schützen.” 


WER SCHÜTZT UNS 
VOR DER FOLIZER 


will man aber um der öffentlichen Diskussion 
und Kontrolle willen - und Polizeikontrolle 
er£olgt letztlich nur durch Öffentlichkeit 
über die Polizei, ihre Strukturen und In- 
strumente, ihre Vorgangsweisen und Erfolge 


informieren, kommt es vorrangig darauf an, 
daß diese Informationen seriös sind, d.h. 
daß nicht irgendwelche disparaten Daten zu 
Schauermärchen aufgeputzt oder Einzelereig- 
nisse zu einer systematischen Eigenart um- 


interpretiert werden. Weiterhin kommt es 
darauf an, daß diese verläßlichen Informa- 
tionen, die jeweils klar zu benennen sind, 
aussagekräftig sind. Es hat keinen Sinn, 
nur zu berichten, daß etwa das Personal der 
Polizei zugenommen habe, oder daß dieses 
oder jenes Ereignis zu beobachten gewesen 
sei, ohne den Stellenwert und das Gewicht 
der entsprechenden Information auszumachen, 


Dem Ziel, zuverlässige und aussagekräftige 
Daten zu präsentieren, stellen sich aber er- 
hebliche Hindernisse in den Weg, die vor al- 
lem dadurch gegeben sind, daß die Polizei 
und insbesondere die Geheimdienste die Ge- 


heimhaltepraxis so weit: wie möglich ausdeh- 
nen und hinter dem Schild des angeblichen 
Sachzwangs unkontrolliert verfahren. Deswe- 
gen muß man versuchen, polizeiliche Infor- 
mationen aus verschiedenen Bereichen zusam- 
menzustellen und im Kontext der bekannten 
Strukturen und im Hinblick auf eine länger 
beobachtete Entwicklung zu interpretieren 
suchen. Folgende Quellen kommen u.a. in Frage: 


- Auswertung der offiziellen Statistiken, 
der Kriminalstatistik, der polizeilichen 
Information, budgetärer Informationen u.ä.; 
Versuch, aus der Kriminalstatistik das po- 
sitive und ex negativo auch das negative 
Tätigkeitsprofil der Polizei zu rekonstru- 
ieren; 

- Auswertung von Zeitungsmeldungen, die mosaik- 
artig zusammenzusetzen sind, so daß sich 
trotz der hohen Selektivität der Zeitungs- 
meldungen doch wiederum systematische Schluß- 
folgerungen unter ganz bestimmten Kautelen 
nahelegen;z 

- Interpretation bestimmter Handlungen und Re- 
sultate (Zahl der Todesschüsse u.ä.), ins- 
besondere Interpretation bekannt gewordener 
Einzelfälle, die z.T. schlaglichtartig das 
normale Verfahren der Polizei beobachten 
lassen. 


Weitere Quellenbereiche kommen je nach Si- 
tuation hinzu, In jedem Fall gilt es, die 
Verläßlichkeit der Daten und Dokumente zu 
Überprüfen und die Quelle jeweils eindeutig 
zu sichern. Gleichzeitig ist es aber auch 
vonnöten, daß man scheinbar entfernt liegen- 
de Quellen benutzt und aus einer Reihe von 
verschiedenen Quellen ein einigermaßen an- 
näherungshaft stimmiges Gesamtbild zusammen- 
setzt. 


b) Europäische Polizeidaten 

Der polizeiliche Informationsdienst soll nicht 
auf die Bundesrepublik beschränkt werden. Denn 
obwohl die Verhältnisse in den vergleichbaren 
westlichen Ländern aufgrund verschiedener 
Traditionen und aktueller Probleme nicht in 
jeder Hinsicht vergleichbar sind, läßt sich 
vermuten, daß die Gefahr einer "Transforma- 
tion des liberalen Rechtsstaats”, die vor al- 


lem auch durch interne Prozesse in den ein- 
zelnen Ländern heraufbeschworen wird, über- 
all gegeben ist, wenn sie auch verschiedene 
Formen annimmt. Nicht nur droht, daß das, 
was als "innere Sicherheit", als Stabilität 
einer Gesellschaft gilt, von Polizei und Ge- 
heimdiensten wesentlich mitbestimmt wird, 
sondern daß auch deren Sicherungspraxis sich 
zunehmend öffentlicher Kontrolle entzieht. 
Um aber die jeweiligen spezifischen und 
generalisierbaren Probleme ermitteln zu kön- 
nen, um den möglichen Zusammenhang zwischen 
den Entwicklungen in den einzelnen Staaten 
herausarbeiten zu können, um schließlich 
adäquate strategische Ansatzpunkte einer 
möglichen Veränderung ausmachen zu können, 
bedarf es der Zusammenstellung und Publika- 
tion der Polizei-Informationen nicht nur in 
einem Lande. 


Selbstverständlich sind der Erhebung, den 
Vergleich von Polizei-Informationen in ver- 
schiedenen Ländern, seien sie auch struktu- 
rell noch so verwandt, erhebliche Schwierig- 
keiten entgegengesetzt. Es besteht allemal 
die Gefahr, greift man isoliert irgendwelche 
Daten oder Vorfälle heraus und vergleicht 

man solche Daten und Vorfälle zwischen ver- 
schiedenen Ländern, daß man Kraut und Rüben 
miteinander in Beziehung setzt. Gerade des- 
wegen kommt es darauf an, daß in diesem Po- 
lizei-Informationsdienst nicht nur zwei/drei 
Datenreihen, etwa zur Personalentwicklung, 
zur Entwicklung der Haushaltsausgaben und 

zu den von der Polizei verursachten Todes- 
fällen präsentiert werden, sondern daß mit- 
tel- und langfristig versucht wird, Entwick- 
lungen der polizeilichen Stärke, der polizei- 
lichen Instrumente und der polizeilichen 'Er- 
folge' mit der rechtlichen und organisatori- 
schen Entwicklung zusammenzubringen. Demgemäß 
versucht dieser Informationsdienst auch, j 
nicht nur jeweils auf die Wichtigkeit der Re- 
flexion des Indikatorenwertes von Daten auf- 
merksam zu machen, sondern neben der Dokumen- 
tation polizeilicher Entwicklung im engeren 
Sinne rechtlich-organisatorische Veränderun- 
gen mit zu dokumentieren. 


c) Polizei und Geheimdienste 

Da unser Interesse dem Zustand und der Ent- 
wicklung des liberalen Rechtsstaates gilt, 
insofern dessen Zustand und Entwicklung durch 
die Entwicklung der Polizei, ihrer Instrumen- 
te und der Art ihrer Tätigkeit beeinflußt 
werden, wäre es falsch, den Informationsdienst 
allein auf die Polizei-Entwicklung im 

engeren Sinne zu beschränken. Vielmehr 

muß daran gelegen sein, auch über die In- 
stitutıonen mit zu informieren, die der 
Polizei in zunehmendem Maße vorgelagert 

sind und den polizeilichen Bereich in Ge- 
biete erstrecken, die man oft nur noch 
vermuten kann. Kurz, es geht darum, auch 

die Geheimdienste in diesen Informations- 
dienst dokumentarisch einzubeziehen. Ge- 

rade im Hinblick auf die letzteren gilt, 

daß sie informationell nur schwer zu fas- 

sen sind, und daß man oft auf sehr dispa- 
rate Informationen und schlaglichtartig 
Klarheit schaffende Einzelereignisse ange- 
wiesen ist. Gerade deswegen kommt es darauf 
an, diese Daten so genau und s» systemat,.sch 
und so andauernd wie möglich zusammenzu- 
tragen. 


d) Polizei und öffentliche Kontrolle 

Es geht aber nicht nur darum zu dokumentie- 
ren, was mit der Polizei geschieht, sondern 
gerade um der öffentlichen Funktion dieses 
Informationsdienstes gerecht zu werden, geht 
es auch darum zu dokumentieren, welche ver- 
schiedenen Formen von Kontrolle von Polizei 
und Geheimdiensten in den verschiedenen Län- 
dern zu beobachten sind, welche Varianten 
möglicherweise probiert werden, ob es auch 
formell private Ansätze der Kontrolle gibt 
usw. Deswegen haben wir zwei Abschnitte vor- 
gesehen, die diesen alternativen Kontrollfor- 
men und Ansätzen eine kritische Öffentlich- 
keit zu schaffen, dienen sollen. 


Es wird nicht ausbleiben, das liegt nun ein- 
mal an dem Versuch, die offiziellen Wächter 
selbst zu überwachen, daß dieser Informations- 
dienst kritisch beäugt und auch in dieser 

oder jener Weise zu behindern versucht werden 


wird. Auf diese Möglichkeiten muß man sich 
auf jeden Fall einrichten. Daß solche Erwä- 
gungen überhaupt auftauchen, zeigt aber umso 
mehr, wie wichtig es ist, vorrangiger als 
viele anderen Aufgaben von Sozialwissenschaft- 
lern und Journalisten, sich der öffentlichen 
Kontrolle des nicht öffentlich zugänglich 
Gemachten zu widmen. Staatserhaltend 1.5. 
des liberalen Rechtsstaates und der Grund- 
rechte ist nicht schon, was ohne Beleg nur 
durch den offiziellen Schutz als staatser- 
haltend behaup!:et wird. 


Schließlich braucht nicht verschwiegen zu 
werden, daß dieser Informationsdienst, auch 
wenn er eine gute Qualität, viele Mitarbei- 
ter und eine möglichst große Verbreitung 
gewinnt, nur wie ein kleiner David wirken 
kann, der gegenüber dem riesigen Gollath 

der etablierten Polizei und der Geheim- 
dienste nur mit einer kleinen Schleuder 
öffentlicher Informationen zu arbeiten ver- 
mag. Dies ist gewiß wenig, vielleicht zu 
wenig, da Davids Erfolg nicht für diesen 
Informationsdienst vorweg verbucht werden 
darf. Aber alles, was angesichts beobacht- 
barer Tendenzen getan werden kann, um rechts- 
staatliche Verfahren, bezogen auf die Sub- 
stanz der Grund- und Menschenrechte zu ver- 
teidigen bzw, ihre Gefährdung zu dokumentlie- 
ren, sollte man versuchen. Das Medium der 
Öffentlichkeit, das wir mit diesem Informa- 
tionsdienst schaffen wollen, ist aber nach 
wie vor das Medium, das dem liberalen Rechts- 
staat von seiner Bestimmung her verstanden 
angemessen ist, 


_ 
} 

i 
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"Die Polizei steht mehr Härte an den - manchmal vor dem Phänomen, 
einerseits vor der Tag zu legen, fassungslos - daß man ihr sehr 
Forderung dem und andererseits schnell Übergriffe 
IE abzeclee gegen- steht sie... vorwirft." 

er... 


Quotation of Bundeskanzler H.Schmidt 
(speaking to police-officers-Nov.77) 


2. Vorschläge zur praktischen Ausfüllung Das hier vorgeschlagene Konzept versucht den 
SERZNENBISEROETRONZEREER Konflikt zwischen einem möglichst gering zu 
haltenden Arbeitsaufwand für die Mitarbeiter 
Die Funktion des Newsletter, kritische Öf- an diesem Newsletter und dem Ziel einer syste- 
fentlichkeit herzustellen, ist nur zu er- matisierten und umfassenden Information über 
reichen, wenn sich eine Vielzahl von Mit- die Entwicklung innerer Sicherheit in West- 
arbeitern in den einzelnen Ländern West- europa durch drei Prinzipien zu lösen: 
europas findet. Der Newsletter kann kein 
Informations dienst sein, bei dem 1. Das inhaltliche Raster soll so einfach 
Informationen, Analysen und Berichte abon- und standardisiert wie möglich gehalten 
niert und abgerufen werden können. Die werden. Aus der Sammlung einer Vielzahl 
Initiatoren dieses Newsletter, ein kleines kleiner Mosaiksteine lassen sich hoffent- 
Häufchen hauptsächlich in der Wissenschaft lich im Laufe der Zeit klare analytisch- 
tätiger Personen, können die inhaltliche systematische Konsequenzen ziehen. 
Ausfüllung des Newsletter nur zu einem klei- 2. Für den einzelnen Mitarbeiter wird die 
nen Teil gewährleisten, sie sind also auf Schwelle zur Mitarbeit so gering wie mög- 
die tätige Mithilfe von Interessierten, sei lich gehalten. Wir erwarten nicht bril- 
es von Medienarbeitern, von Wissenschaftlern, lante, ausgefeilte Analysen (über die wir 
von direkt Betroffenen oder von bestehenden uns natürlich auch freuen), sondern zu- 
Initiativen und Bürgerrechtsorganisationen nächst Daten, Informationen, Fälle, die 
angewiesen. in ihrer Aussagekraft und Bedeutung kurz 
Wie nun soll ein solcher, vom Anspruch her kommentiert werden sollten. Der Arbeits- 
doch sehr ambitionierter Newsletter machbar aufwand - so scheint uns - bleibt in die- 
sein? Diese Frage wurde uns von einigen an- sem Falle gering. r 
geschriebenen Arbeitsgruppen und Personen 3. Da das Ziel des Newsletter u.E. gerade 
zu recht bei unseren ersten Kontaktversuchen nicht die Vermehrung einer bloß inner- 
gestellt. Denn für die meisten Interessenten wissenschaftlichen Diskussion sein sollte, 
dürfte wohl zutreffen, daß sie sich zwar für sondern die Anregung und Unterstützung 
die Entwicklung von Polizeien und innerer einer kritischen öffentlichen Diskussion, 
Sicherheit etc. interessieren, doch nicht erwarten wir von Mitarbeitern auch nicht, 
hauptsächlich damit befaßt sind. Informatio- daß lange, umfassende wissenschaftliche 
nen, Analysen und Berichte fallen also nur Erörterungen angestellt werden. Gerade 


sporadisch und auf Einzelbereiche bezogen an. weil dieser Newsletter diesen Anspruch 


nicht hat, sollte dies die Mitarbeit vie- 
ler Interessenten gerade aus dem nicht 
professionellen Wissenschaftsbereich 
erheblich erleichtern, Der einzige wich- 
tige Anspruch, den es aufrechtzuerhalten 
gilt, ist derjenige, daß Infarmationen . 
und Berichte im CILIP seriös, nachprüfbar, 
klar interpretiert und in den richtigen 
Zusammenhang gestellt werden, 


Auf der Grundlage dieser Prinzipien müßte 
es u.E. vielen potentiellen Mitarbeitern. 
möglich sein, aktiv zu werden. Beiträge, 
die bei einer kurz kommentierten Meldung nur 
halbseitig sein können,bis hin zu längeren, 
aber wenn möglich zwanzig Seiten nicht Über- 
schreitenden Aufsätzen sollten - wenn 
möglich - in englisch oder deutsch abge- 
faßt sein, falls beides nicht möglich ist, 
notfalls in französisch. 

Natürlich muß in den ersten Nummern des 
Newsletter das hier vorgeschlagene inhalt- 
liche Konzept selbst noch einmal zur Dis- 
kussion gestellt werden. Es geht hier in 
dieser Null-Nummer zunächst darum, einen 
Vorschlag zu machen, der sicherlich an ver- 
schiedenen Ecken und Enden zu kurz greift 
und der Abänderung bedarf. Kritische Stel- 
lungnahmen und Änderungsvorschläge, die das 
Konzept betreffen, sind uns auch herzlich 
willkommen, 

Ansonsten hoffen wir nun auf häufige Post, 
so daß unser Wunsch, zwei- bis (dreimal im 
Jahr mit einem inhaltsvollen Newsletter 
herauskommen zu können, in Erfüllung geht. 


I METHODISCHE PROBLEME DER POLIZEIFORSCHUNG 
INDIKATOREN ZUR POLIZEIENTWICKLUNG . 


Die Entwicklung eines Indikatorenrasters, 

um Trends in der Politik innerer Sicherheit 
in Westeuropa empirisch zu erfassen, um ent- 
sprechende Daten in einem Politik-Bereich zu 
erschließen, der stark der Geheimhaltung 
unterliegt (Zugangsprobleme), schaffen eine 
Reihe methodischer Probleme auf unterschied- 
lichen Ebenen. Aber der mit diesem Informa- 
tions-Newsletter geplante Versuch, über na- 
tionale Grenzen hinweg Polizeiforschung zu 
organisieren, verlangt bereits auf der de- 
skriptiven Ebene ein sehr bewußtes und ex- 
pliziertes methodisches Vorgehen, um nicht 
von vornherein zu scheitern. Wir halten es 
deshalb für notwendig, im Rahmen des Polizei- 
Informationssystems neben der Dokumentation 
von Daten zur Polizeientwicklung eine kon- 
tinuierliche methodische Diskussion zu füh- 
ren. Wir gehen davon aus, daß in der Anfangs- 
phase des Newsletters notwendigerweise der 
Schwerpunkt einer methcdischen Diskussion 
auf der Ebene der Entwicklung des Indikato- 
renrasters liegen muß als Voraussetzung 
einer Dokumentation von Trends der Polizei- 
entwicklung in Westeuropa. Deshalb bitten 
wir also Kollegen, die diese O-Nummer unse- 
res Newsletters erhalten haben und an einer 
Mitarbeit interessiert sind, durch Kritik 
und konzeptionelle Vorschläge die Erarbei- 
tung eines Indikatorenrasters zu unterstüt- 
zen. Unser in dieser Nummer vorgelegtes In- 
dikatorenraster soll nur als Diskussions- 
grundlage dienen und ist offen für Modifi- 
kationen, Erweiterungen etc. 


(Siehe unter: II Strukturdaten zur Polizei- 
entwicklung in Westeuropa) 


ZUGANGSPROBLEME AM BESIPIEL DES 
ENGLISCHEN ÖFFICIAL SECRETS ACT 


Neben den bereits oben angesprochenen struk- 
turellen Schwierigkeiten der Untersuchung 
staatlicher Sicherheitsapparate bestehen 
darüber hinaus noch strafrechtliche Schran- 
ken für die Weitergabe amtlicher Daten. 


Dies sei am Beispiel des Official Secrets 
Act dargestellt. 


Der Fall 


Im Februar 1977 waren die amerikanischen 
Journalisten AGEE und HOSENBALL aus Groß- 
britannien ausgewiesen worden. Die Hinter- 
gründe der Ausweisung sind bis heute un- 
bekannt. 

Zwei Tage nach Bekanntwerden der Ausweisung 
trafen sich die Journalisten AUBREY und 
CAMPBELL vom "AGEE und HOSENBALL DEFENSE 
COMMITTEE" zu einem Gespräch mit dem ehe- 
maligen Armee-Gefreiten John BERRY. Dieser 
hatte in einem Brief an das DEFENSE COMMITTEE 
mitgeteilt, daß er als ehemaliges Mitglied 
der Nachrichten-Einheit der Armee (von 

1965 - 1970) eventuell in der Lage wäre, 
Licht in die Hintergründe der Ausweisung 

zu bringen. 

Noch am selben Tage wurden die drei Perso- 
nen, die bis zu ihrem Treffen keinerlei 
Kontakt zueinander gehabt hatten, verhaftet 
und unter dem Vorwurf des Geheimnisverrats 
nach dem Official Secrets Act mehrere Tage 
festgehalten, ohne daß sie Kontakt zu einem 
Anwalt oder Bekannten aufnehmen konnten. 
Auch nach ihrer Freilassung gegen Kaution, 
unter der Bedingung, nichts über das von 
ihnen geführte Gespräch verlauten zu lassen, 
hörten polizeiliche Einschüchterungsver- 
suche nicht auf: Die drei haben sich täglich 
bei der Polizei zu melden, Bekannte wurden 
polizeilich verhört und Nachforschungen 
unterworfen. 

Sechs Monate nach der ersten Festnahme wurde 
CAMPBELL eines weiteren Delikts angeklagt, 
das in unmittelbarem Zusammenhang mit seiner 
journalistischen Tätigkeit steht. Er hatte 
Informationen über das militärische Nach- 
richtenwesen gesammelt, die als "direkt oder 
indirekt nützlich für den Feind" angesehen 
wurden. Dabei hatte die Polizei nicht ein- 
mal den Nachweis erbracht, daß das bei 


CAMPBELL gefundene Material aus amtlichen 
Quellen stammte oder gar der Geheimhaltung 
unterworfen war. 


Bewertung 


Durch den Official Secrets Act ist die Unter- 
bindung und Kriminalisierung jeglicher Bf- 
fentlicher und privater Diskussion behörd- 
licher Daten, die nicht durch Verlautbarun- 
gen der Behörde selbst bekannt gemacht wor- 
den sind, allein in das Belieben der Straf- 
verfolgungsbehörden gestellt. 

Symptomatisch für diese nach Opportunitäts- 
grundsätzen selektierende Verfolgung ist 

die Sicht eines ehemaligen Chefs des bri- 
tischen Internal Security Service: "It 

is an official secret ef it is an official 
file." Wenn auch solche exzessive Auslegung 
sich auch nicht immer als die Meinung der 
Gerichte erwiesen hat, so schmälert dies 
jedoch keineswegs die Wirkung des Offi- 

cial Secrets Act. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes erstreckt 
sich auch schon auf Stadien noch nicht &d£- 
fentlich gemachter Information bzw. Kritik. 
Das beinhaltet zwangsläufig Observierung 

und Überwachung des privaten Lebensbereiches 


Aus einem Urteil des Bundes- 
gerichtshofes 


Erarbeitet der Täter durch systematische Erfassung und zu- 
verlässigc Zusammenstellung von an sich offenen Tatsachen 
ein zenaues Bild des Rüstungspotentials der Bundesrepublik 


auf einem wesentlichen Gebiet, so stellt er damit eine „Er- 
kenntnis“ her, deren Geheimhaltung vor einer fremden Regie- 
rung für das Wohl der Bundesrepublik erforderlich ist, also 
cin Staatsgestcimnis, 


StGB $ 9. 
3. Strafsenat, Urt. vom 22. Juli 1960 g. J. 1 StE 3/60. 


und damit umfassende Sammlung und Speiche- 
rung der Daten solchermaßen auffälliger Per- 
sonen. Staatliche Ermittlungstätigkeit zur 
Verfolgung begangener Straftaten mutiert 
hier zur Ausforschung kritischen Bürgerver- 
haltens. Die Möglichkeit von Untersuchungs- 
haft und polizeilicher Verhöre wirkt sich 
darüber hinaus als negative Stimulanz auf 
Formulierüng von Kritik aus, 


Aus einem Gesetz, das in seiner Entstehungs- 
zeit im Jahre 1911 der allgemeinen Angst 
vor feindlicher Spionage Ausdruck verlieh, 
ist ein Gesetz geworden, das der Abschottung 
des Staates vor seinen eigenen Bürgern 
dient. 


Widerstände 


Für die Unterstützung von AUBREY, BERRY 
und CAMPBELL wird in England eine breite 
Kampagne geführt, die von der National 
Union of Journalists und zahlreichen Per- 
sönlichkeiten getragen wird wie zum Bei- 
spiel Ken Ashton, Robin Cnok MP, Robin 
Corbett MP, John Griffith (Prof.), Peter 
Hain, Patricia Hewitt, Arthur Lewis MP, 
E.P.Thompson (Prof.), Ralph Miliband 
(Prof.), Ken Morgan, James Gordon 


Adresse 


ABC Defense Camdaign, c/o Time Out, 
374 Grays Inn Road, London WC 1 


‚IL STRUKTURDATEN ZUR POLTZEIENTWICKLUNG IN WESTEUROPA 


Im Rahmen unserer Forschung wie des CILIP- 
Projektes interessiert uns die Polizei als 
eine der - neben dem Militär - beiden or- 

ganisatorischen Grundtypen des staatlichen 


Monopols legitimer physischer Gewaltsamkeit. 


Ziel der in dieser Rubrik zu leistenden 
Dokumentationsarbeit ist es, Strukturmerk- 
male und Entwicklungstendenzen jenes staat- 


lichen Gewaltpotentials empirisch zu fassen, 


das für den inneren Einsatz vorgesehen und 
entsprechend organisiert, ausgerüstet und 
ausgebildet ist. 


Große Probleme entstehen vor allem, die 
Funktion des Militärs so zu gewichten, 

daß eine Gesamtbilanz von Veränderungen 
im Potential der nach innen gerichteten 
staatlichen Gewaltapparate empirisch zu 
ziehen wäre. Für den faktischen Einsatz 
des Militärs im Inneren gibt es für die 
meisten Länder Westeuropas historische 

und aktuelle Beispiele. Unterschiedlich 
ist das Ausmaß der rechtlichen Kodifizie- 
rung und der organisatorischen wie aus- 
bildungs- und ausrüstungsmäßigen Vorbe- 
reitung militärischer Apparate für den 
inneren Einsatz, 

Für die Bundesrepublik, in der 1968 der 
Einsatz des Militärs in Bürgerkriegssitua- 
tionen rechtlich kodifiziert wurde, scheint 
uns eine mit quantifizierbaren Daten ope- 
rierende Gewichtung des militärischen An- 
teils am Gesamtpotential des nach innen ge- 
richteten Gewaltpotentials unmöglich. Zu- 


gleich ist für die Bundesrepublik festzu- 
stellen, daß der in der Notstandsgesetzge- 
bung 1968 kodifizierte Innere Einsatz des 
Militärs für die Reorganisation, insbeson- 
dere der Polizeitruppenapparate, von er- 
heblicher Bedeutung war. Im Hinblick auf 
die Ausrüstung mit Waffen führte diese Neu- 
regelung zu einer Entmilitarisierung der 
Polizeitruppenapparate. 

Aus den oben genannten Gründen beschränken 
wir uns in unserem Indikatoren-Cluster, das 
die innerstaatlichen Gewaltpotentiale er- 
fassen soll, auf die Polizei und beigeord- 


nete Apparate. Wir halten es jedoch für 
unabdingbar, in jeweiligen Länderreports 
generelle Angaben zur Rolle des nationalen 
militärischen Apparates für den inneren 
Einsatz zu machen. 


Auch der Versuch, das nationale polizei- 
liche Gewaltpotential empirisch so zu fas- 
sen, daß es vergleichbar wird mit dem Poten- 
tial anderer Länder, stößt auf eine Fülle 
von Problemen. Der Vergleich zwischen ver- 
schiedenen Ländern verlangt, unterschied- 
liche Rechtssysteme, Polizeiorganisationen, 
Aufgaben (duties) etc. nicht nur allgemein 
zu berücksichtigen. Es müssen Indikatoren 
gefunden und formuliert werden, die es mög- 
lich machen, gerade angesichts nationaler 
Unterschiede dennoch Daten aus vergleich- 
baren nationalen Polizeiorganisationen zu 
finden. Solche Indikatoren zu formulieren, 
ist dabei noch ein geringeres Problem als 
der Versuch, für diese Indikatoren die ent- 
sprechenden Daten zu erhalten. Unter der 
Frage nach dem innerstaatlichen Gewalt- 
potential und seiner Entwicklung scheinen 
uns im folgenden noch näher zu begründende 
Indikatoren wichtig: 


- PERSONALSTÄRKE 


- MOBILITÄT 

- KOMMUNIKATIONSMITTEL UND DATENBANKEN 

- AUSRÜSTUNG MIT EINSATZMITTELN ZUR 
ANWENDUNG PHYSISCHER GEWALT 


Aus Systematischen Gründen wird in diesem 
Indikatoren-Cluster die Entwicklung kodi- 
fizierter polizeilicher Eingriffsbefugnis- 
se in Grundrechte der Bürger als nicht 
quantifizierbar ausgeschlossen und geson- 
dert dargestellt. 

Gleichfalls wollen wir darauf verzichten, 
die Entwicklungen des Budgets in dieses 
Indikatoren-Cluster aufzunehmen. Unter der 
Frage nach den sozialen und politischen 
Kosten von Polizei mögen Finanzdaten von 
Interesse sein. Als Indikator für die Ent- 
wicklung des staatlichen Gewaltpotentials 
aber sind Angaben Über finanzielle Kosten 
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der Polizei zu unscharf. So hat sich z.B, 
der Etat des Bundesgrenzschutzes der Bun- 
desrepublik, eine Truppenpolizei, von 1960 
bis 1969 verdoppelt. Diese Verdo>pelung 
der Kosten stellte sich jedoch bei genaue- 
rem Untersuchen fast ausschließlich als 
Konsequenz der tariflichen Lohnentwick- 
lung im öffentlichen Sektor heraus. Weder 
die Personalstärke des BGS noch das In- 
vestitionsvolumen hatte sich in diesen 
zehn Jah:’en signifikant verändert, 

Die Auswahl der Indikatoren ist sicherlich 
nicht umfassend, selbst dann nicht, wenn 
man den eingeschränkten Anspruch, nämlich 
vergleichbare und quantifizier-/erfaßbare 
Indikatoren für das Gewaltpotential der 
inneren Sicherheitsorgane zu finden, zu- 
grundelegt. Auswahlkriterien für die mög- 


lichen Indikatorenbereiche waren für uns 
einerseits die Aussagekraft einzelner Da- 
ten/Indikatoren in Bezug auf das staatliche 
Zwangspotential, zum anderen die Gebräuch- 
lichkeit einzelner Indikatoren in der Li- 
teratur und Forschung. Viele gute Indika- 
toren müssen ausgeschlossen werden, weil 
sie zumeist gar nicht oder nur sporadisch 
innerhalb der staatlichen Apparate erhoben 
werden bzw. Daten öffentlich erhältlich 
sind. Ohne eine Beschränkung auf wenige 
effiziente und gebräuchliche Indikatoren 
werden aber vergleichbare Entwicklungs- 
raster nicht zu entwickeln sein. 
Personalstärke und Ausrüstung mit Einsatz- 
mitteln sind zunächst die - etwa auch im 
Rahmen der Rüstungsforschung - gebräuch- 
lichsten Indikatoren zur Kennzeichnung des 
Gewaltpotentials. Die unterschiedliche 
Waffenausrüstung spielt bei der Polizei in 
Vergleich zum Militär eine geringere Rolle. 
Kommt es doch, um die Wirkung von Polizei- 
einsätzen zu unterstützen, nicht primär 

auf das Ausmaß ihres Vernichtungspotentials 
an. 

Um so schwieriger ist es auf der anderen 
Seite aber, Indikatoren zu benennen, mit 
deren Hilfe die differenzierte Struktur 
des staatlichen Gewaltpotentials und seine 
unterschiedliche Ausrüstung erfaßt werden 


können. Mobilität, Information, Kommuni- 
kation und Organisation der innerstaat- 
lichen Gewaltapparate zählen zu den Ele- 
menten, die die Kapazität. und Funktions- 
weise der innerstaatlichen Gewaltapparate 
am besten erfassen lassen. 


Es muß davon ausgegangen werden, daß die 
uns interessierenden Daten nicht selbst 
erhoben werden können, sondern daß man 

auf Daten zurückgreifen muß, die die Büro- 
kratie mit einem anderen Interesse zusam- 
mengestellt hat. Inwieweit es gelingen 
wird, aus den Datenbergen der Bürokratie 
jene uns interessierenden Splitter heraus- 
zusieben, wird sich letztlich daran ent- 
scheiden, inwieweit uns die zusammenge- 
stellten Daten weitergehende Erklärungen 
der Zusammenhänge ermöglichen. Auf jeden 
Fall muß insbesondere bei einem länder- 
übergreifenden Vergleich klar getrennt wer- 
den -zwischen Daten aus und über Polizei 
als bürokratischer Organisation, die ab- 
hängig von nationalen Unterschieden und 
historiscaıen Veränderungen ist, die neben: 
ihrer Kernfunktion eine Fülle administra- 
tiver Aufgaben zu leisten hat, und der 
Polizei als unmittelbarem Gewaltapparaät. 


So macht es keinen Sinn, etwa die Perso- 
nalstärke und Budget-Entwicklung der Poli- 
zeiorganisationen verschiedener Länder im 
Querschnitt zu vergleichen, wenn nicht 
gleichzeitig berücksichtigt wird, welche 
Aufgaben die jeweilige Polizeiorganisation 
neben ihrer Kernfunktion mit diesem Perso- 
nal und diesem Budget zu erfüllen hat. 
Personell gleich starke Polizeiorganisa- 
tionen können unter der Frage nach dem 
staatlichen Gewaltpotential sehr unter- 
schiedlich zu bewerten sein. In einem Falle 
hat die Organisation eine Fülle von admi- 
nistrativen Zusatzaufgaben der fiscal-, 
labour-, economical-, health-, fire-, 
construction- und traffic inspection zu 
erfüllen; zum anderen handelt es sich aus- 
schließlich um die Organisation des unmit- 
telbaren Gewaltapparates. Gleichzeitig 


müssen Veränderungen in der Personalstärke 
einer nationalen Polizeiorganisation nicht 
zwangsläufig eine Verringerung des staat- 
lichen Gewaltpotentials ausdrücken, sondern 
können eine Konsequenz wachsender bzw. ab- 
nehmender Aufgaben der Organisation jen- 
seits der Kernfunktion sein. 


Personaldaten 


Unter der Frage nach dem Gewaltpotential 
sind hier nicht primär Daten zur Zahl der 
Gesamtbeschäftigten bei der Behörde Poli- 
zei interessant, sondern vor allem der Per- 
sonalbestand und die Personalentwicklung je- 
ner Organisationsteile der Behörde Polizei, 
deren Mitglieder zur Anwendung physischer 
Gewalt autorisiert sind. Hinzu kommt die 
Zahl der Zivilbeschäftigten dieser Organi- 
sationsteile, soweit sie Teil der Gewalt- 
infrastruktur sind. In der Bundesrepublik, 
England, aber auch den USA ist in den 
letzten Jahren zu beobachten, daß neben der 
unmittelbaren Erhöhung des Personalbestan- 
des an Beschäftigten, die zur Anwendung 
physischer Gewalt legitimiert sind, zu- 
nehmend ziviles Personal eingestellt wird, 
um exekutivpolizeilich ausgebildetes Perso- 
nal von administrativen Aufgaben freizu- 
setzen und für die unmittelbaren Polizei- 
aufgaben zur Verfügung zu haben. Wenn es 

um das Gewicht des Gewaltapparates geht, 
ist daher nicht nur die Personalentwicklung 
des Exekutivpersonals von Bedeutung, son- 
dern zugleich die jener Teile des Zivil- 
personals von Polizeibehörden, die Infra- 
strukturaufgaben (allgemeine Verwaltungs- 
aufgaben, Schreibkräfte, Computer-Personal, 
Labor-Personal der Kriminalpolizei etc.) 
für den’ Gewaltapparat leisten, 


Weitere Probleme zur Organisation der bundes- 


deutschen Polizei sollen hier als Beispiel 
diskutiert werden, Die BRD hat ein Polizei- 
system, das im Prinzip föderativ organisiert 
ist. Polizeiaufgaben sind Aufgaben in Ver- 
antwortung der Bundesländer. Daneben gibt 

es Sonderpolizeibehörden in Verantwortung 
des Bundes. 


Unter dem Zwang der Forderungen der Sieger- 
mächte des 2. Weltkrieges sind in den West- 
zonen aus der Behörde Polizei die meisten 
allgemeinen Ordnungs- und Inspektionsauf- 
gaben ausgegliedert (entpolizeilicht) und 
in eigenständigen Verwaltungen organisiert 
worden. Die Polizeibehörden der Bundeslän- 
der sind deshalb mit Ausnahme der Kontrolle 
und Lenkung des Straßenverkehrs im wesent- 
lichen auf die Kernfunktion der Polizei 
beschränkt. Zwar sind in der Tag-zu-Tag- 
Arbeit der Polizeibehörden nach Schätzungen 
20 bis 30 Prozent des Exekutivpersonals 
durch verkehrspolizeiliche Aufgaben gebun- 
den. Von Ausbildung,. Befugnissen und büro- 
kratischer Planung her gesehen ist dies 
eindeutig ein Personalteil, der jenseits 
der Tag-zu-Tag-Aufgaben als Reserve für den 
unmittelbaren Gewalteinsatz einsatzfähig 
ist. Von daher kann dieses Personal dem per- 
sonellen Gewaltpotential zugeschlagen wer- 
den. 


Tabelle 1 zeigt die Personalentwicklung 
der Länderpolizeien von 1960 bis 1975. 
Daten, in denen für alle Länder die Exe- 
kutivbeanmten vom Zivilpersonal getrennt 
ausgewiesen sind, stehen nicht zur Verfü- 
gung. Es ist jedoch daran zu erinnern, daß 
die allgemeinen Ordnungsaufgaben aus den 
Polizeibehörden nach 1945 herausgenommen 
wurden. 

Durch diese Maßnahme vermag das Zivilper- 
sonal der Länder im wesentlichen Infra- 
strukturaufgaben für den unmittelbaren 
Gewaltakt zu leisten. Somit ist das Zivil- 
personal funktional Teil des Gewaltpoten- 
tials. Hinzuweisen ist auf die Differenz 
von Spalte 2 (46,6 % absoluter Personal- 
zuwachs von 1960 zu 1975) zu Spalte 4 
(17,6 % Zuwachs an polizeilichen Arbeits- 
stunden pro 100 000 der Bevölkerung). Für 
die alltägliche Präsenz der Polizei und 
damit für die alltägliche Kontrolle der 
Bevölkerung durch die Polizei scheint uns 
der in Spalte 5 verwendete Indikator aus- 
sagekräftiger als absolute Zahlen zur 
Personalstärke. 

Die Gewichtung der Personalstärke je nach 
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Entwicklung der tariflichen Arbeitszeiten 

im öffentlichen Sektor ist unseres Erach- 
tens auch unter einem weiteren Gesichts- 
punkt wichtig: Welche Faktoren haben nun 

im einzelnen den beachtlichen - absoluten - 
Personalzuwachs von 1960 bis 1975 induziert? 
Gegenüber einer Interpretation des Personal- 
zuwachses nach dem Muster "Gesellschaft- 
liche Krisenentwicklung und Ausbau des 
staatlichen Repressionsapparates" wird hier 
der sehr beachtliche Einfluß einer Variablen 
(Arbeitszeitentwicklung im öffentlichen 
Sektor) deutlich, deren Veränderung sich 
nicht aus der Krisenentwicklung ergibt. 


Vergleicht man z.B. für das Jahr 1970 die 
Spalten I und 4, so zeigt sich, daß eine 
2oprozentige absolute Personalsteigerung 
gleichzeitig nur einen Zuwachs von 2,5 % 
täglich zur bürokratischen Verfügung ste- 
hender polizeilicher Arbeitskraft bedeutet. 
Berücksichtigt man als weitere Variable 
die Verlängerung tariflicher Urlaubszeiten, 
so entfällt auch die Steigerung von 2,5 %. 
Anders formuliert heißt dies: 

Eine 2oprozentige Personalsteigerung von 
1960 bis 1970 war notwendig, um nur den 
status quo (hier unter Vernachlässigung 
von Rationalisierungsmöglichkeiten) an all- 
täglicher Polizeipräsenz zu erhalten. Um 
so signifikanter ist demgegenüber der Zu- 
wachs in Spalte 6 von 1970 zu 1975 um über 
15 %, 

Entsprechend dieser Argumentation wird die 
These vertreten, daß der personelle Ausbau 
zwischen 1960 und 1970 nicht der Absicht 
entspringt, das staatliche Gewaltpotential 
zu verstärken, sondern stellt den Versuch 
dar, zumindest den status quo zu erhalten. 
Allerdings darf nicht übersehen werden, 

daß für Ausnahmesituationen mehr Personal 
zur Verfügung steht, das mit physischer 
Gewalt inneren Frieden herstellen kann. 


Tabelle 2 zeigt die Personalentwicklung bei 
zwei Sonderpolizeien des Bundes und einer 
Intelligence-Organisation des Bundes, die 
zwar keinerlei Exekutivfunktion hat, jedoch 


funktional als polizeilicher Überwachungs- 
apparat dem innerstaatlichen Gewaltapparat 
und seiner Infrastruktur zuzuordnen ist, 


Der Bundesgrenzschutz bestand und besteht 
bis heute zu ca. 95 % aus Exekutiv-Beam- 
ten, die truppenpolizeilich organisiert sind, 
und dem Rest an 5 % Beamt:en, die im Einzel- 
dienst an Grenzübergängen Personenkontrol- 
len durchführen. Entgegen dem gesetzlichen 
Auftrag (sachliche und örtliche Zuständig- 
keit für den unmittelbaren Schutz der Gren- 
zen) war die nach dem Infanteriemodell 
organisierte Grenzschutztruppe bis Ende 

der sechziger Jahre nach Organisation, Aus- 
bildung und Ausrüstuna daran orientiert, 
mit dem Gewaltpotential einer leichten 
Infanterie den inneren Feind im offenen 
Bürgerkrieg zu vernichten. 


Das Ende des Kalten Krieges und die begin- 
nende Entspannungspolitik einerseits und 
andererseits die Verabschiedung von Not- 
standsgesetzen im Jahre 1968, die den Ei- 
satz der Bundeswehr auch im Inneren der 
Republik legalisierten, veränderte sich 
Funktion, Organisation, Ausbildung, Aus- 
rüstung und gesetzliche Aufgabenumschrei- 
bung der Grenzschutztruppe (BGS}. 

Der BGS wurde zu einer Truppenpolizei des 
Bundes. Diese Truppenpolizei kann unter- 
halb der Schwelle eines offenen Bürger- 
krieges im gesamten Bundesgebiet mit einem 
sehr viel differenzierteren Potential an 
Einsatzmitteln und Einsatzformen genutzt 
werden. Sie ergänzt so die Truppenpolizei 
der Länder. 

Das Bundeskriminalamt (BKA), 1950 gegründet, 
war ursprünglich eine Institution zur Koor- 
dinierung der Arbeit der Länderkriminalpo- 
lizeien national wie in der Zusammenarbeit 
mit dem Ausland als deutsche Interpol- 
Kontaktstelle. Neben der Hauptfunktion als 
kriminalpolizeiliche Nachrichtenzentrale 
hatte es nut sehr begrenzt eigene Exekutiv- 
befugnisse. Seit Ende der sechziger Jahre 
wurde das BKA rapide ausgebaut sowohl auf 
der Personal- und Ausstattungsebene als 
auch auf der Ebene der rechtlich kodifizier- 


ten örtlichen und sachlichen Zuständigkeiten 
in der Strafverfolgung. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (B£fV), 
dem auf Länderebene parallele Organisationen 
korrespondieren, wurde 1950 gegründet und 
hat per Gesetz ausschließlich das Recht 

zur "Sammlung und Auswertung von Nachrichten 
und Unterlagen über Bestrebungen zur Auf- 
hebung der verfassungsmäßigen Ordnung der 
Bundesrepublik". Neben der eigenständigen 
Ermittlungstätigkeit hat das Bunc.eesamt eine 
Koordinierungsfunktion für die Zusammenar- 
beit mit und zwischen den entsprechenden 
Landesäntern. 

Historisch sind das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz und die entsprechenden Landes- 
ämter das Ergebnis einer Entscheidung der 
Besatzungsmächte in Deutschland, die durch 
die organisatorische Trennung von politi- 
scher Inlandsaufklärung oder Überwachung 
und Exekutivaufgaben ein Wiederaufleben der 
faschistischen geheimen Staatspolizei 
(GESTAPO) verhindern wollten. Funktional 
erfüllt der VfS z2.T. die Aufgaben der 
traditionellen politischen Polizei. 

Sowohl das Zivilpersonal des BKA wie des 
BGS dient mittelbar dieser Aufgabenstellung 
(s. technisches Personal etc.) dieser 
Sonderpolizeien innerhalb des innerstaat- 
lichen Gewaltapparates. Deshalb ist es in 
die Berechnungen u.E. mit einzubeziehen. 


Aufgrund von Datenproblemen ist es in der 
Tabelle 2 nicht möglich, auch für den Be- 
reich der Personalentwicklung der Bundes- 
polizeiorgane die Entwicklung ab 1960 kom- 
plett zu dokumentieren. Dennoch wird deut- 
lich, daß zum einen ab 1968-1970 ein wich- 
tiger Einschnitt im Ausbau der Polizeior- 
gane erfolgte und da3 zudem innerhalb die- 
ses Ausbaus die Sonderpolizeien des Bundes 
eine wachsende Rolle erhalten. 

In der weiteren Arbeit scheint es uns sinn- 
voll und notwendig, die Personalentwicklung 
der Länderpolizeien nach einzelnen Aufgaben- 
bereichen stärker aufzugliedern. Aufgrund 
der Spezialisierung innerhalb der Polizei 
ist das Personal einzelner Organisations- 
teile nicht für alle polizeilichen Tätig- 


keiten beliebig disponibel. Bestimmte Teil- 
apparate der Polizei sind aufgrund von Or- 
ganisation, Ausrüstung und Spezialisierung 
des Pers»nals überhaupt nur für eingrenz- 
bare Sicherheitsprobleme verwendbar (Was- 
serschutzpolizei etc.). Ob innerhalb der 
Polizei die Staatsschutzdezernate oder die 
Truppenpolizeien überdurchschnittlich ver- 
stärkt werden oder aber die Verkehrsdezer- 
nate, macht eine wesentlichen Unterschied 


aus, 
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Einsatzmittel zur Anwendung physischer Gewalt 


Während traditionell eine Verstärkung des 
polizeilichen Gewaltpotentials durch die 
Vergrößerung des militärischen Waffenar- 
senals erfolgte (also neben den gemeinsamen 
waffen von Polizei und Militär Revolver, 
Gewehr, Maschinenpistole - die Ausrüstung 
mit Maschinengewehren, Granatwerfern etc.), 
ist für die Bundesrepublik eine neue Ten- 
denz festzustellen: daß gerade die Truppen- 
polizeien als Träger des militärischen 
waffenarsenals Granatwerfer und Kanonen 
kleineren Kalibers ausgesondert haben und 
stattdessen verstärkt (bzw. beim BGS erst- 
mals) mit polizeitypischen, d.h. normaler- 
weise nicht tödlich wirkenden Waffen ausge- 
stattet wurden. 

So sehr die Forderung innerhalb der Sicher- 
heitsbürokratie nach neuen, nichttödlichen 
polizeitypischen Einsatzmitteln insbesondere 
in den USA und vergleichbaren westeuropäi- 
schen Ländern ab Mitte der sechziger Jahre 
zu beobachten ist, so sehr ist die Um- 
rüstung des BGS und der Bereitschaftspolizel 
ihrerseits zudem eine Konsequenz der neuen 
Aufgabenbestimmung. Letztere erfolgte mit 
der Kodifizierung des inneren Einsatzes der 
Bundeswehr. 

Die Ausrüstung der Polizei mit bestimmten 
Waffen sowie ihre Ausbildung daran bedeutet 
auch die prinzipielle Bereitschaft, jenseits 
der Bindung des Einsatzes bestimmter Waffen 
an besondere Voraussetzungen, die Waffen 
gegen die Bevölkerung anwenden zu lassen. 


Insoweit ist der Katzloyg ‘der zulässigen Waffen 


der Polizei eines Landes ein wesentlicher 
Indikator. Zugleich ist, dies zeigt die Ab- 


rüstung der Truppenpolizeien der Bundesre- 
publik, das Ausmaß der Ausrüstung von Poli- 


zeien mit schweren Waffen eine abhängige 
Variable von der Bereitschaft zum Einsatz 
des Militärs im Inneren und von der Höhe 
der Einsatzschwellen für den Militärein- 
satz. 

Neben der grundsätzlichen Bedeutung des 
für den Polizeieinsatz zugelassenen Waf- 
fenkatalogs sind der Umfang bzw. die Ver- 


änderungen im Umfang der Ausrüstung mit 
Waffen ein wesentlicher Indikator. 

Nach einem Beschluß der Innenministerkon- 
ferenz aus dem jahre 1972, der abschließend 
die Zulässigkeit von Waffen regelt, ist die 
Polizei der BRD mit folgenden Waffen aus- 
gerüstet: 


- Schlagstock als Grundausrüstung für jeden 
Beamten des uniformierten Polizeildienstes 
des Bundes und der Länder 


- Pistole/Revolver für jeden Beamten des 
uniformierten und kriminalpolizeilichen 
Dienstes des Bundes und der Länder 


- Maschinenpistole (MP 5) nach Bedarf für 
BGS, BKA und Länderpolizeien 
Auf Länderebene lag 1973 die Pro-Kopf- 
Quote zwischen 1 (MP) : 1,4 (Personen) 
(Berlin-Ww) und 1 : 26,5 in Nordrhein- 
Westfalen 


- Automatische Gewehre für BGS, BKA und 
Länderpolizeien 

- Tränengas, zulässig für alle Exekutiv- 
beamte des Bundes und der Länder 


- Handgranaten und Maschinengewehre für den 
BGS und die Bereitschaftspolizeien der 
Länder 


Die Pro-Kopf-Quoten sind, soweit verfüg- 
bar, angegeben worden. 


Tegring: Per Marquard Üt:en 


Mobilität 


Die Verfügbarkeit oder Einsatzbereit- 
schaft der Polizei läßt sich wesentlich 
durch das Ausmaß an modernen Transport- 
mitteln erhöhen und kann als Sukstitut 
für Standortnachteile insbesondere bei 
Truppenpolizeien und für personelle Ver- 
stärkung dienen. Für die Bundesrepublik 
ist hier insbesondere die Entwicklung 
beim Bundesgrenzschutz interessant. Da 
diese Truppenpolizei traditionell ihre 
Standorte in Grenznähe zum Ostblock hät, 
wurde sie nach 1972 mit 18 Transport- 
hubschraubern ausgerüstet, die sicher 
stellen sollen, daß entsprechend der 
neuen gesetzlichen Aufgabenbestimmung 
bzw, Erweiterung trotz der grenznahen 
Standorte auch ein schneller Einsatz 

im Landesinnern möglich wird. 


Sinnvoll wäre hier ein Indikator, der 

die Transportkapazitäten (Zahl der 
Kraftfahrzeuge) auf die Personalstärke 
bezieht, Für das Jahr 1973 gibt es ent- 
sprechende Daten zur Ausrüstung der Po- 
lizeien der einzelnen Bundesländer mit 
Kraftfahrzeugen. Zwischen den einzelnen 
Bundesländern sind allerdings enorme 
quantitative und qualitative Unterschiede 
feststellbar. So schwankt das Verhältnis 
von KFZ's zur Personalstärke zwischen dem 
(KFZ) : 4,3 Mann 
und Berlin-W mit einem Verhältnis von 


Bundesland Hessen mit 1 


1; 9. Hier kommen unter anderem unter- 
schiedliche Mobilitätsanforderungen an Po- 
lizeiorganisationen von Flächen- und 
Stadtstaaten zur Geltung, 


Kommunikationsmittel und Datenbänke 


a) Kommunikationsmittel 

Einsatzbereitschaft von einzelnen Polizei- 
beamten wie von Polizeiformationen sowie 
die effiziente Durchführung bestimmter ope- 
rationeller Konzepte hängen in starkem 
Maße von der Nachrichtenübermittlung und 
Verarbeitung zwischen den eingesetzten 
Beamten und zwischen den Beamten und ihren 
Einsatzleitzentralen ab. Während im Jahre 
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1973 die Pro-Kopf-Ausrüstung mit Handsprech- 


funkgeräten und UKW-Fahrzeugfunkgeräten 

in einzelnen Bundesländern so hoch lag, daß 
faktisch jeder Beamte im Einsatz per Funk- 
kontakt erreichbar war (in Nordrhein-West- 
falen ein Fahrzeugfunkgerät auf 4,9 Beamte 
und ein Handfunkgerät auf 6 Beamte), war 
die Ausrüstungssituation in anderen Bundes- 
ländern sehr viel geringer. Im Saarland 
standen 1973 ein Fahrzeugfunkgerät für 

13 Beamte und ein Handsprechfunkgerät für 
61,5 Beamte zur Verfügung. 

Diese Ausrüstung hat sich inzwischen sowohl 
technisch verbessert als auch in den Pro- 
Kopf-Quoten erhöht, ohne daß für die aktu- 
elle Ausrüstungssituation exakte Daten an- 
gegeben werden können. 


b) EDV-Datenbänke 

Geradezu revolutionierend auf die Möglich- 
keiten zur präventiven Kontrolle von Per- 
sonengruppen hat sich der Auf- und Ausbau 
polizeilicher Datenbänke auf EDV-Basis er- 
wiesen. Diese Technik hat die traditionel- 
len Dossiers und Fahndungsbücher ersetzt. 
Durch die Kombination von - technisch 
gesehen - grenzenlosen Speicherkapazitä- 
ten mit der technischen Möglichkeit zum 
sekundenschnellen Zugriff hat sich die 
Effektivität polizeilicher Fahndung be- 
trächtlich erhöht. 

Im Dezember 1975 waren an das polizeiliche 
EDV-System (INPOL) 710 Datenstationen ange- 
schlossen. Gespeichert waren zur selben 
Zeit 850 ooo Fahndungs- und Index-Perso- 
nalien, unter anderem 231 125 Personen und 
ca. 23o ooo daktyloskopische Zehn-Finger- 
Datensätze. Realisiert ist inzwischen die 
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elektronische Personen- und Sachfahndung, 
ein daktyloskopisches Klassifizierungssystem 
sowie ein Straftaten-/Straftätererfassungs- 
system für einzelne Deliktbereiche, das den 
Vergleich von Begehungsformen bestimmter 
Straftaten (modus operandi, die "Hand- 
schrift" eines Täters), bei denen man den 
Täter noch nicht kennt, mit den Straftats- 
techniken bereits bekannter Straftäter er- 
laubt. Mit dem EDV-gesteuerten Fingerab- 
druckvergleich ist es möglich geworden, 
innerhalb von zwei Sekunden 130 000 Belege 
zu vergleichen. In Erprobung sind bereits 
mobile, über Funk betriebene Terminals, 

die es bei entsprechender Ausrüstung er- 
möglichen, daß jede KFZ- oder Fußstreife 
über Funk unmittelbaren Zugriff zu den Da- 
ten des INPOL-Systems hat. 


In welchem Umfang diese Datenbanken genutzt 
werden, demonstrieren Angaben über den Um- 
fang der Anfragen und Eingaben allein beim 
EDV-Auskunftssystem der Polizei von Nord- 
rhein-Westfalen, Hier wurden 1974 die Daten- 
stationen iNägesamt 5 861 00Omal in Anspruch 
genommen, also eine Tagesfrequenz von ca. 

16 oo0 Aktivitäten. 

Die Effizienz der computergesteuerten 
Fahndung hat sich in einer höchst signifi- 
kanten Erhöhung der Fahndungsaufgriffe nie- 
dergeschlagen. So konnte der Grenzschutz- 


Einzeldienst rach Einführung der an das 
INPOL angeschlossenen Terminals seine Fahn- 
dungsaufgriffe von 1973 zu 19 % um 30 % 
erhöhen. 

Von den möglichen zu erfassenden Bereichen 
der (elektronischen) Informationsverarbei- 
tung dürften u.E. Umfang (insgesamt erfaßte 
Personen etc.), Struktur (welche Daten und 
erkennungsdienstlichen Unterlagen) und Aus- 
richtung (besondere Personenkreise wie etwa 
Bewerber im öffentlichen Dienst/Polizei- 
apparat selbst, bestimmte Zielgruppen) der 
Informationssammlung die interessantesten 
der zu erfassenden Punkte sein. 


Polizelorganisation und Organisationsre- 
formen als Form der Effizienzsteigerung 


Organisationsformen und Veränderungen er- 
halten auch Bedeutung unter der Frage 
nach polizeilicher Effizienz und damit 
nach der Frage der Verstärkung des prä- 
ventiven Kontrollvermögens der Bevölkerung 
durch die Polizei wie im Ernstfall des Po- 
tentials zur unmittelbar zwangsweisen 
Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung. 


Organisationsveränderungen wie ihre Be- 
deutung bei der Erhöhung und Veränderung 
der Effizienz (Effizienz in Bezug auf 

was?) sind kaum quantifizierbar, jedoch 

in ihrer Bedeutung für Veränderungen des 

innerstaatlichen Gewaltpntentials zu ein- 

£flußreich, um unerwähnt zu bleiben. 

Für die Bundesrepublik lassen sich ab Ende 

der sechziger Jahre insbesondere folgende 

Tendenzen feststellen, 

- Erstens: Die Zentralisierung der Polizei- 
organisationen in doppelter Weise! Zum 
einen sind auf Länderebene die letzten 
kommunalen Polizeiorganisationen ver- 
staatlicht und der zentralen Verantwor- 
tung und Lenkung durch die Landesinnen- 
ministerien unterstellt worden; zum ande- 
ren haben die Sonderpolizeien des Bundes 
sowohl qua apparativen Ausbau wie durch 
die faktische und gesetzlich kodifizierte 
Zunahme ihrer Kompetenzen eine qualitativ 
neue Bedeutung bekommen. Weiterhin sind 


durch rechtliche Veränierungen und dem 
Aufbau einer organisatorischen Infrastruk- 
tur Voraussetzungen geschaffen worden, 
alle diversen Polizeiorganisationen von 
Bund und Ländern durch ein Leitungs- 
gremium auf Bundesebene zentral gesteuert 


einsetzen zu können. Innerhalb der ein- 

zelnen Länderpolizeiorganisationen sind 

zudem Organisationsreformen erfolgt, die 
gleichfalls auf verstärkte Spezialisie- 

rung und Straffung der Kommando-Struktu- 
ren zielen. 


Zweitens: Eine verstärkte Spezialisierung 
einzelner Organisationsteile: 

Diese macht es auch zunehmend unmöglich, 
im Sinne einer bloßen Hochrechnung von 
einem Organisationsteil aus (etwa die 
"normale" Schutzpolizei) die Gesamtstruk- 
tur der Polizei zu extrapolieren. Spezia- 
lisierte Truppen wie etwa Anti-Terror- 
Kommandos, Kontaktbereichsbeamte, Jugend- 
polizisten etc. mögen innerhalb der Poli- 
zei quantitativ vernachlässigbar sein. 
Ihr qualitativer Stellenwert eröffnet sich 
nur, wenn man den funktionalen Bezug sol- 
cher Truppen innerhalb der gesamten Auf- 
gabenstellung und Organisationsstruktur 
des innerstaatlichen Gewaltapparates ins- 
gesamt näher zu bestimmen versucht. 


Mit der Spezialisierung einher geht eben- 
falls eine weitere Professionalisierung, 
die zu erfassen aus doppeltem Grunde von 
Interesse ist. Weitgehende Spezialisie- 
rung senkt einerseits den Grad der Aus- 
tauschbarkeit verschiedener Teile des 
innerstaatlichen Gewaltapparates. Einfache 
Streifenbeamte in der Form sogenannter 
Kontaktbereichsbeanter (Fußstreife) 

sind heute etwa nur noch bedingt zu stra- 
tegisch schwierigen Aufgaben bei Demon- 
strationen einsetzbar, wie sie heute 

von Bundesgrenzschutz und Bereitschafts- 
polizei erledigt werden; umgekehrt sind 
deren Beamte für die Aufgabe eines Kon- 
taktbereichsbeamten etwa kaum mehr aus- 
gebildet. Grad und Umfang von Speziali- 
sierung drücken andererseits auch die 


spezifischen Aufmerksamkeitsfelder der 
Polizei aus. 


- Spezialisierung und Professionalisierung 
laufen vielfach - insbesondere in den 
Großstädten - innerhalb von Versuchen ab, 
mit Hilfe von Organisationsreformen eine 
Steigerung der "Effizienz" polizeilicher 
Tätigkeit - wobei häufig recht unter- 
schiedliche Effizienzbegriffe verwandt 
werden -, der Kostenrationalisierung und 
der öffentlich wirksamen Legitimierung 
("Bürgernähe") zu erzielen. Diese vor 
allem in den USA sehr weitgehend unter- 
suchten "policing Modelle", die jetzt 
auch zunehmend in den bundesrepublikani- 
schen Reformversuchen eine Rolle spielen, 
dürften vor allem unter der Frage inter- 
essant sein, welche Veränderungen sich in 
Bezug auf die polizeiliche Betreuung ein- 
zelner Regionen/Gruppen real ergeben ha- 
ben. 

Gerade die organisatorischen Faktoren sind 

natürlich schwierig in feste, quantifizier- 

bare Raster und Indikatoren zu pressen. Sie 
dürften in vielen Fällen zunächst einmal 

als notwendige Interpretationsrahmen für 

präsentierte Einzeldaten auftauchen (etwa 
über einzelne Organisationsteile). Länger- 
fristig wäre es natürlich von großem Inter- 
esse, Kriterien dafür zu erhalten, inwieweit 
bestimmte organisatorische Entwicklungen 
praktisch in allen westlichen Ländern paral- 
lel ablaufen, 


Einige offene Punkte 

Die angeführten fünf Indikatoren-Cluster 
zur Erfassung der Polizeistruktur eines 
Landes insgesamt anzuwenden, erfordert 
wahrscheinlich zu viel Arbeit, als daß 
sie außerhalb einzelner Forschungsgrup- 
pen geleistet werden könnte. Daten zu 
einzelnen Teilbereichen oder aber ein- 
zelnen Organisationsteilen von Länder- 
polizeien dürften leichter zu beschaffen 
sein und könnten daher auch schneller 
vorliegen. Dies scheint uns ein sinnvoller 
Anfang zu Sein. Hierbei wird jedoch zu 
fragen sein, wie und inwieweit sich dann 
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im Laufe der Zeit die Einzeldaten zu einem 
Gesamtbild fügen. 

Offen bleibt gleichzeitig ein zweiter 

Punkt. Die Struktur der innerstaatlichen 
Gewaltapparate wurde in unserem Vorschlag 
ausschließlich unter dem Gesichtspunkt 

des Gewaltpotentials analysiert. Wie jedoch, 
an welchen Punkten, mit welchen Mitteln 
realisiert sich dieses Potential tagtäg- 
lich bzw. wie leiße sich die Alltagspoli- 
zei, eine Art (fiktives) polizeiliches 
Durchschnittshandeln, ermittelr und welchen 
Stellenwert hätten solche Daten? Teilweise 
sind Überlegungen dazu in anderen Spalten 
angestellt, Abgesehen von den technischen 
Problemen standardisierte, also auf dieselbe 
Fragestellung bezogene Daten zu erfassen, 
befürchteten wir vor allem, durch eine Aus- 
weitung der Indikatorenbereiche letztend- 
lich den Versuch eines länderübergreifenden 
Daten-/Indikatorenrasters von vornherein 

zu überlasten. Daher wurden diese Fragestel- 
lungen ganz ausgeklammert, 


eu. 
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III RECHTSENTWICKLUNG 


Die rechtliche Kodifizierung der staat- 
lichen Eingriffsrechte in lie Freihelts- 
sphäre des Bürgers erfolgt in den ver- 
schiedenen westlich-kapitalistischen Staa- 
ten in sehr unterschiedlicher Weise, Die 
unterschiedlichen Rechtssysteme (Common Law 
vs. kontinentale Systeme) und unterschied- 
liche Verfassungsstrukturen machen direkte 
Vergleiche über die rechtlichen Fassungen 
bürgerlicher Grundrechte schwierig. Noch 
komplizierter wird es, wenn versucht werden 
soll, die Regulierungen der Eingriffsbefug- 
nisse der staatlichen Zwangsapparate selbst 
(also Polizei, Militäreinsatz im Inneren 
etc.) zu vergleichen. Während etwa in der 
Bundesrepublik zur Zeit gerade versucht 
wird, eine formalrechtlich möglichst klare 
und umfassende Festlegung exekutiver Ein- 
griffsbefugnisse zu erreichen (in einem 
"Musterentwurf zu einem einheitlichen 
Polizeigesetz"), finden sich in anderen 
Ländern für viele wichtige Bereiche über- 
haupt keine gesıtzlichen Regelungen, son- 
dern nur Erlasse und Dienstverordnungen. 


Auf den Versuch einer systematischen, 
rechtsvergleichenden Darstellung der Ent- 
wicklung der staatlichen Eingriffsbefugnis- 
se (Identitätsfeststellung, Betreten resp. 
Durchsuchen von Wohnungen und ganzen Ge- 
bäuden, Beschlagnahme, erkennungsdienst- 
liche Behandlung, Waffengebrauch etc.) muß 
deshalb vorerst verzichtet werden. 

Aus dem gleichen Grunde kann auch die Frage 
nur gestellt, aber nicht beantwortet werden, 
inwieweit die unterschiedlichen Regelungs- 
techniken selbst schon qualitative Merkmale 
des Bürger-Staat (resp.Polizei)-Verhältnis- 
ses beinhalten. - 


Die Beantwortung dieser Frage ist deshalb 
von grundlegender Bedeutung, da Länder mit 


älteren demokratischen Traditionen wie z.B. 
Frankreich außerhalb der ilblichen polizei- 
rechtlichen Generalklauseln kaum positiv- 
rechtliche Eingriffsnormen (im Wege parla- 
mentarischer Gesetzgebung zustande gekommen) 
besitzen, ihnen aber deshalb wohl kaum das 
rechtsstaatliche Attribut abgesprochen wer- 


den kann, wenn man die bundesrepublikanische 
deutsche Entwicklung dagegen hält; diese 
ist von dem Bestreben geprägt, jedmögliche 
Eingriffsbefugnis gesetzlich zu normieren. 
Dem Gesichtspunkt der Legalität kommt daher 
u.U. eine besondere Bedeutung zu. 

In einigen Ländern zeichnet sich ein ähn- 
licher Vorgang wie in der Bundesrepublik 
ab, nämlich der Versuch einer Neufassung 
der zum Teil schon sehr alten Bestimmungen 
über die staatlichen Eingriffsrechte (Nie- 
derlande, Italien, Schweiz, Österreich). 

In mehreren Ländern (Großbritannien, Terro- 
rismus Act, Italien und insbesondere die 
Bundesrepublik mit ihren verschiedenen 
strafprozessualen Änderungen wie Kontakt- 
sperregesetz, Razziengesetz) wird unter dem 
Stichwort Anti-Terrorismus-Gesetzgebung 
scheinbar eine jedenfalls auf konkrete An- 
lässe bezogene Rechtspolitik gemacht. Wo 
die Ähnlichkeiten und die Differenzen 

in dieser Anti-Terrorismus-Gesetzgebung 
liegen, dürfte nicht nur für die inter- 
essierten Beobachter der bundesrepubli- 
kanischen Bemühungen von Interesse sein. 


Unabhängig von den unterschiedlichen Re- 
gelungstechniken in den jeweiligen Ländern 
lassen sich Aufmerksamkeitsfelder bilden, 
die die Stellung der Polizei als inner- 
staatlichem Gewaltapparat in den einzelnen 
Rechtssystemen zu beleuchten vermögen: 


- Da die Abgrenzung repressiver und präven- 
tiver Befugnisse wohl allen westeuropäischen 
Rechtsordnungen immanent ist, können ent- 
sprechende normative Veränderungen (auch 
'bloßer' Zuständigkeitsnormen) Indikato- 
ren für die Stellung der Polizei sein. Von 
Bedeutung ist insoweit die jeweilige 
unterschiedliche rechtliche und institu- 
tionelle Trennschärfe dieser Befugnisse. 


- die rechtliche Fixierung eines präventi- 
ven und ausdehnungsfähigen Gefahrenbegriffs 
mit der naheliegenden Konsequenz sofortigen 
staatlichen Eingriffs 


- Grenzmarken/Grenzfälle der exekutiven und 
gerichtlichen Auslegung polizeirechtlicher 
Eingriffsklauseln 
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- Benutzung und Legitimierung polizeilichen 
Handelns durch Berufung auf gesetzlich 
nicht fixierte Notstände 


- die jeweilige Zuordnung der innerstaat- 
lichen Gewaltausübung und die Entscheidungs- 
herrschaft über deren Einsatz im System 
der Gewaltenteilung als Indiz des Grades 
rechtsförmiger Gewaltausübung (Die Zwangs- 
durchsetzung ist z.B. in Frankreich und 
Belgien originär der Justiz vorbehalten, 
allein die Ausführung obliegt der Polizei, 
während in der BRD Zwangsdurchsetzung 
allein in die Kompetenz der zuständigen 
Verwaltungs-/Polizeibehörden fällt.) 


- Umfang des Rechtsschutzes gegenüber poli- 
zeilichem {repressiven und präventiven) 
Handeln 


- Art des Rechtsschutzes: Sind besondere 
Gerichtszweige eingerichtet? (Aspekt 
der auch institutionellen Absonderung von 
Bürger - Staat - Streitverfahren von der 
allgemeinen Rechtspflege) 


- Entstehung oder Bestehen gesellschaft- 


politischer Feindbilder und der Übertra- 
gung in den juristischen Wertungsbereich 
(verwaltungsgerichtlicher, strafrechtlicher 
und privatrechtlicher Bereich) 


- Bedeutung der Entwicklung vom materiellen 
Polizeibegriff (Aufgabe = Befugnisse) 
hin zum institutionellen Polizeibegriff 
unter dem Aspekt der Absonderung, dedi- 
zierter Thematisierung von Polizeiauf- 
gaben und daraus folgender "Effekti- 
vierung" ("Verpolizeilichung") 


- Verhältnis der Aufgaben, Befugnisse, 
rechnischer Ausrüstung der einzelnen 
staatlichen Gewaltinstitutionen zuein- 


. 


ander. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Neue Gesetze für ein neues Polizeikonzept 


In der BRD werden derzeit die rechtlichan 
Grundlagen polizeilicher Eingriffsbefugnisse 
insbesondere im Bereich der sogenannten 
Standardmaßnahmen (Identitätsfeststellung, 
Durchsuchung, Festnahme etc.) und der An- 
wendung unmittelbaren Zwanges umfassend 

neu geregelt. Im Kern geht es der Exekutive 
darum, der Polizei die rechtlich legitimierte 
Möglichkeit zu geben, in Grund- und Freiheits- 
rechte des einzelnen Bürgers eingreifen zu 
können, ohne daß gegen den einzelnen Bür- 
ger der Verdacht einer konkreten Straftat 
oder der Verdacht einer konkreten Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung aus- 
gesprochen werden müßte. Damit erfolgt ein 
Bruch mit der bisherigen Rechtslage, weniger 
allerdings ein Bruch mit der in den letzten 
Jahren bereits eingespielten polizeilichen 
Praxis, 

Hinter dem Versuch, polizeiliche Eingrif£s- 
befugnisse nicht mehr daran zu binden, daß 
konkretisierbare Gefahrenlagen oder Straf- 
taten vorliegen müssen, steht ein spezifi- 
sches präventiv-polizeiliches Konzept, das 
nicht nur in der BRD diskutiert wird. Bevor 
wir hierauf eingehen, sollen zunächst die 
sich bereits im Gesetzgebungsprozeß befind- 
lichen Änderungen dargestellt werden. 


1. Präventivpolizeiliche Befuynisse 


In der deutschen Rechtstradition sind poli- 
zeichliche Eingriffsbefugnisse sowohl in der 
Strafprozeßordnung (StPO) wie im Polizeirecht 
als Teil des Verwaltungsrechtes kodifi- 
ziert, In der StPO sind Eingriffsbefugnis- 
se zur Verfolgung konkreter Straftaten und 
Straftäter geregelt, d.h. Befugnisse auf 
Grundlage bereits geschehener Handlungen 
(Straftaten). Im Polizeirecht hingegen 

sind - systematisch - Eingriffsbefugnisse 
zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung kodifiziert. In der 
Literatur werden die in der StPO formu- 
lierten Befugnisse als "repressive", die 

im Polizeirecht formulierten als "präven- 


tive" Befugnisse qualifiziert. 

Traditionell galt, daß sowohl Eingriffsbe- 
fugnisse des Polizeirechts wie der StPO 

an das Vorliegen einer konkreten Gefahren- 
situation bzw. eines gegen bestimmte Per- 
sonen vorhandenen Verdachts gebunden waren. 
Zudem durften die auf einen Gefahrenfall 
bezogenen (präventiven) Befugnisse des 
Polizeirechts nicht über die Eingriffsbe- 
fugnisse der StPO im Rahmen der Strafverfol- 
gung (repressive Befugnisse) hinausgehen, 
Im Jahre 1976 - modifiziert 1977 - legte 
die Konferenz der Innenminister der BRO 
(kurz IMK) den Musterentwurf eines einheit- 
lichen Polizeigesetzes des Bundes und der 
Länder (kurz ME) vor, der mit beiden Prin- 
zipien konsequent brach. Die Einzelbefug- 
nisse des ME wurden in entscheidenden 
Punkten weiter gefaßt als die im Rahmen der 
geltenden StPO und zudem nicht mehr gebun- 
den an das Vorliegen konkretisierbarer 
personengebundener Straftatvorwürfe. Aus 
der Nachrangigkeit des Polizeirechts gegen- 
über der StPO zrwuchs nun die Konsequenz, 
zunächst die StPO zu ändern, um nach Ver- 
abschiedung einer - dem geplanten ME ange- 
paßten - neuen StPO auch das neue Polizei- 
recht parlamentarisch verabschieden und 
damit geltendes Recht werden zu lassen. 

Am 16. Februar 1978 verabschiedete der Bun- 
destag folgende, für die polizeiliche Praxis 
relevante Änderungen der StPO (vgl. die Ge- 
setzesdokumentation Seite #1 ), die hier mit 
den entsprechenden Entwürfen des ME vergli- 
chen werden sollen. Im einzelnen geht es 

um folgende Befugnisse: 


IDENTITÄTSFESTSTELLUNG 


Im neuen $ 163 b/c StPO wird erstmalig auch 
die Identitätsfeststellung mit den Folge- 
befugnissen zur vorläufigen Festnahme, Durch- 
suchung und erkenntnisdienstlichen Behand- 
lung von Personen zugelassen, die - aus- 
drücklich formuliert - "nicht einer Straf- 
tat verdächtig” sind. Voraussetzung ist, 
daß dies der Aufklärung irgendeiner Straf- 
tat zu dienen vermag. Nach $ 9 Abs. 1 

des ME soll die Polizei zur Gefahrenabwehr 
zudem die Identität aller Personen mit 


den entsprechenden Folgebefugnissen fest- 
stellen lassen können, wenn diese sich in 
öffentlichen Gebäuden, Verkehrsmitteln oder 
in der Nähe von "gefährdeten Objekten” be- 
finden, ohne daß ein konkreter personenbe- 
zogener Tatverdacht vorliegt. 


KONTROLLSTELLEN 


Nach dem neuen $ 111 StPO ist die Polizei 
auf richterliche Anordnung im rechtlichen 
Normalfall, auf Anordnung der Staatsanwalt- 
schaft bei Gefahr im Verzuge (dies ist der 
faktische Normalfall), befugt, zur Verfol- 
gung einer Straftat nach $ 129a Strafgesetz- 
buch (Bildung einer terroristischen Ver- 
einigung) oder $ 250 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
(schwerer Raub unter Mitführung einer 
Schußwaffe) "auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen und an anderen öffentlich zugäng- 
lichen Orten Kontrollstellen” einzurichten. 
An einer Kontrollstelle muß jeder Bürger 
sich und mitgeführte Sachen durchsuchen 
lassen. Gleichzeitig darf seine Identität 
mit den schon genannten Folgeeinyriffen 
festgestellt werden. Auch hier gilt wiederum, 
daß gegen den einzelnen Bürger keinerlei 
Verdachtsmoment vorliegen muß, 

Im ME ($ 9 Abs. 1 Nr. 4) ist die Einrich- 
tung von Kontrollstellen mit allen Folge- 
befugnissen auch schon dann vorgesehen, 
wenn es darum geht, eine Straftat nach 

& 1oo a der StPO Oder $ 27 des Versammlungs- 
gesetzes zu verhindern. Zu den in $ loo a 
der StPO aufgezählten Straftaten gehören 
u.a. die Anstiftung oder Beihilfe zur Fah- 
nenflucht, Anstiftung zum militärischen 
Ungehorsam. Die Einfügung des $ 27 des Ver- 
sammlungsgesetzes macht diesen $ 9 ME zu 
einem lex Kalkar (vgl. den Bericht 

Seite 264$). Dieser Paragraph verbietet das 
Tragen von Waffen bei Demonstrationen. Bri- 
sant wird diese Regelung angesichts einer 
Praxis wie in der Kalkar-Großaktion, bei 
der selbst Schraubenzieher und Wagenheber 
als Waffen beschlagnahmt wurden und zudem 
die Innenministerkonferenz darüber disku- 
tiert, in einer Neufassung. des $ 27 Ver- 
sammlungsgesetz sogenannte passive Waffen 


(Schutzhelme, Gesichtstücher gegen chemical 
mace etc.) aufzunehmen. 


WOHUNGSDURCHSUCHUNGEN 


Die Neufassung des $ 103 Abs. 1 und 2 StPO 
schafft als neue Befugnis die Möglichkeit, 
auf richterliche Anordnung (bei Gefahr im 
Verzuge auf Anordnung der Staatsanwaltschaft) 
alle Wohnungen innerhalb eines Gebäudes 


mit dem Ziel durchsuchen zu lassen, eine 
Person ergreifen zu können, die einer Straf- 
tat nach $ 129 a StGB (Bildung einer krimi- 
nellen Vereinigung) verdächtig ist. Bisher 
war unter bestimmten restriktiven Bedingun- 
gen nur die Durchsuchung bestimmter einzel- 
ner Wohnungen zulässig, sofern diese einzel- 
ne Wohnung unter "Verdacht" geraten war. 
Diese Möglichkeit zur Durchsuchung aller 
Wohnungen eines Gebäudes ist dabei nicht 

$ 129 a StGB zunächst suggeriert - 
bei schwerwiegenden Verbrechen gegen das 


nur - wie 


Leben und der physischen und psychischen 
Integrität von Menschen zulüssig. Nach der- 
zeitiger Anklagepraxis erfüllen bereits 
diejenigen den Tatbestand des entsprechen- 
den Paragraphen, die per Flugblatt Stellung- 
nahmen terroristischer Organisationen ver- 
teilen oder im Rahmen eines Vertriebs- 

und Einkaufsverbundes linker Buchläden 
verdächtige Publikationen anbieten. 

Im Rahmen des ME verlangt das Bundesland 
Baden-Württemberg gar die Möglichkeit, 

ganze Wohnbezirke von der Polizei durch- 
suchen lassen zu können. Zudem soll nach 

8 19 Abs. 3 ME der Polizei zugestanden 
werden, aus eigenem Ermessen - also ohne 
richterliche Anordnung und damit Kontrolle - 
jederzeit zur Abwehr dringender Gefahren 
Wohnungen betreten zu können, "wenn auf 

Grund tatsächlicher Anhaltspunkte erfahrungs- 
gemäß anzunehmen ist, daß dort" Personen 
Straftaten verabreden, sich ohne Aufent- 
haltserlaubnis treffen, Straftäter verber- 
gen oder diese Wohnungen der Prostitution 
dienen. Auch hier wird wieder aus der poll- 
zeilich definierten Qualität von Örtlichkei- 
ten als Sicherheitsrisiko ein Eingriff in 

die Unverletzlichkeit der Wohnungsfreiheit 
zur Bekämpfung abstrakter Gefahren zugelassen. 


ten 
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2. Veränderungen des Präventivkonzeptes 


Strafprozeßrecht und Polizeire:ht bein- 
halten in ihrer Rolle als Grenzsetzungen 

für exekutive Befugnisse das materielle 
Substrat und die Konkretion von allgemeinen 
Verfassungsgrundsätzen. Zwar spiegelt die 
rechtliche Normierung polizeilicher Ein- 
griffsbefugnisse noch nicht automatisch die 
Normalität polizeilichen Handelns wider. So 
lassen sich für alle hier vorgestellten 
neuen bzw. erweiterten Befugnisse Ereignisse 
dokumentieren, die zeigen, daß die Polizei 
sich bereits in der Vergangenheit ent- 
sprechende Befugnisse herausgenommen hat, 

so z.B. die im CILIP dokumentierten Kalkar- 
Maßnahmen. Dennoch bleiben rechtlich-norma- 
tive Veränderungen für das empirische Hand-. 
lungsprofil der Polizei von entscheidender 
Bedeutung. Die rechtliche Sanktionierung 
erweiterter Eingriffsbefugnisse verschiebt 
die äußersten Begrenzungsmarken, die Gren- 
zen polizeilicher Eingriffsmöglichkeiten in 
Grundrechte und verändert in vielen Fällen 
die Normalität polizeilichen Handelns. Wenn 
schon heute Kontrollstellen zur Durchsuchung 
von Demonstranten nach Waffen eingerichtet 
werden, so verschafft doch erst die geplante 
gesetzliche Sanktionierung dieses Vorgangs 
die Möglichkeit zur Routinisierung dieser 
Praxis. 

Eingangs ist formuliert worden, daß sich 

in den parlamentarisch verabschiedeten StPO- 
Änderungen und - deutlicher noch - in den 
geplanten Regelungen des ME ein spezifisches 
Konzept präventiv-polizeilicher Strategien 
durchgesetzt hat, bei dem es im Kern darum 
geht, vorab jeglicher konkretisierbarer Ge- 
fahrenlage mit polizeilichen Mitteln aktiv 
intervenieren zu können. In einem internen 
Papier der Innenministerkonferenz (IMK) wird 
dies mit aller Deutlichkeit ausgesprochen. 
Seit dem Preußischen Allgemeinen Landrecht 
aus dem 18. Jahrhundert wurde bis heute als 
Aufgabe der Polizei die "Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung" 
definiert. Eine Arbeitsgruppe der IMK schlug 
nun vor, neu zu formulieren, die Polizei habe 
die Aufgabe, die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung aufrechtzuerhalten. Im Weglassen des 


Begriffs der Gefahrenabwehr steckt die wesent- 
liche Differenz. Die Autoren der Harmonisie- 
rungskommission der IMK begründeten diesen 
Vorschlag: 


"Andererseits stellen die Tätigkeiten 

(zur vorbeugenden Verbrechensbekämpfung - 
Aut.) auch keine Gefahrenabwehr dar, da 
sie keine Gefahrenlage voraussetzen ... 
aus all diesen Gründen ... ist eine Neu- 
fassung des $ 1 Abs. 1 ME erforderlich." 


Daß die Polizei nicht nur als Organ verstan- 
den werden kann, das nur im Falle eines be- 
reits geschehenen Verbrechens aktiv tätig 
wird, sondern als allseits sichtbares und 
handlungsfähiges Organ auch Befugnisse 

im Rahmen der Strafverfolgung in Anspruch 
nehmen kann, um dadurch Straftaten zu ver- 
hindern, entspricht durchaus einem tradi- 
tionellen Verständnis polizeilicher Prä- 
vention. Nur waren traditionell diese 
präventiv-polizeilichen Eingriffsbefug- 
nisse bezogen auf konkretisierbare Ge- 
fahrenlagen. In diesem neuen Konzept von 
Prävention, das genauer mit dem Begriff 
proaktive Maßnahmen gefaßt wird, geht diese 
Bindung verloren. 

Auch in anderen Ländern sind in den letzten 
Jahren verstärkte Bemühungen zur Novellierung 
der alten polizeilichen Eingriffsbefugnisse 
an "veränderte Bedingungen” sichtbar gewor- 
den (Österreich, Schweiz, Italien). Inhalt- 
lich - und dies zeigt ein Blick in die Lite- 
ratur (siehe etwa: A.C.German, Law Enforce- 
ment, A Look to the Future, in: Police Jour- 
nal, 1977, 4, S. 340 ff./Book Review von 

T. Bowden, from: A Force for the Future, by 
Roy Lewis, in:Political Quarterly 1 - 77, 

S. 367 £f.) stellt sich das Problem einer 
zunehmend im rechtsfreien Raum agierenden 
"pro-aktiven” Polizei in allen vergleich- 
baren westlichen Ländern. "The police are 
becoming"”, schreibt T. Bowden in seiner 
Kritik an dem unkritischen Zukunftsbild 

der englischen Polizei durch den Time-Jour- 
nalisten Lewis, "an ubiquitous and syste- 
matic element in most political systems as 
the man on the horseback retreats from the 
political stage." Wie, so bleibt zu fragen, 
ist in Zukunft eine Kontrolle der "dynami- 
schen Polizeientwicklung"“ weiterhin noch 


he ee es se, eT—— ee 


möglich? In Bezug auf Jiese Frage scheint 
uns die Auseinandersetzung mit sogenannten 
pro-aktiven bzw. präventiven Polizeikon- 
zepten und Gesetzentwürfen nicht nur von 
bundesdeutschem Interesse. 


Aus:"Die Bayerische Polizei” 
29.J9,1/78 

Der Versuch, eine Fahndungskontrolle nach aufen als Ver- 
kehrskontrolle zu bezeichnen, bringt keinen Schritt weiter. 
8 36/V StVO, die hier für die Potizei einschlägige Befugnis- 
norm, eröffnet dem Polizeibesmien keinesfalls die Möglich- 
keit. dem Kraltfahrer anzuordnen, seinen Kofferraum zur 
„Sichtung“ zu ölinen. (Ein Kraltlahrer kann ja nicht einmal 
verpflichtet werden, einem Polizeibeamten sein Warndrei- 
eck oder seine Erste-Hille-Ausrüstung vorzuzeigen, die er 
nach den Bestimmungen der StVZO mitzuführen hat!) 


Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß eine Anordnung 
an einen Kraltfahrer, z. B. seinen Kofferraum zur „Sichtung” 
zu öffnen, einer Befugnisnorm bedarf, Mangels anderweiti- 
ger gesetzlicher Bestimmungen muß hier auf die Durch- 
suchungsbestimmungen des PAG bzw. der StPO zurückge- 
griffen werden. In der Praxıs werden sich aber dio dort zu 
beachtenden Ve. wssceizungen nur In schr wenigen Fallen 
begrunden lassen. 


Sollte der bekannte „Musterentwurf eines einheitlichen I0- 
lizeigesetzes“ Geselzeskralt erlangen (siche dort & 18/1 
Nr. 6 1. V.m. $ 9/1 Nr. 5), ware dan Beamten aufgrund dieser 
eindeutigen Befugnisse dıo Angst vor einem Eıinschraiten 
am Rande dor Logalılat genommen. 


Tagesspiegel vom 16. Feb. 1978 


EMPAINS ENTFÜHRER LASSEN SICH ZEIT 


Französische Polizei tappt noch 
immer im dunkeln 


... Sogar die Polizei, die tagelang 
mobilisiert war, um Autos und Häuser 

zu durchsuchen, hat sich nach einigen 
Tagen geweigert, diese für sie illegale 
Rolle zu spielen... 
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IV POLIZEI IN AKTION 


Wenn sich aus der Summe der eingesandten 
Beiträge zu dieser Spalte im Laufe der Zeit 
eine nach analytischen Kriterien systemati- 
sierte ?hänomenologie polizeilichen Handelns 
und polizeilicher Strategien entwickeln wür- 
de, so wäre ein wichtiger Beitrag zum Gelin- 
gen des Newsletter geleistet. 

Viele Einzelbeobachtungen und Erfahrungen 
von Polizeiforschern wie auch von Betrof- 
fenen findet man häufig schnell in einem 
verallgemeinerten, generellen Rahmen wieder. 
In der Bundesrepublik etwa wird sehr häufig 
eine Vielzahl in der Tat Besorgnis erregen- 
der präventiv-polizeilicher Maßnahmen als 
Spezifikum deutscher Entwicklung genommen. 
Durchblättert man hingegen die englische 

und amerikanische Literatur, so überrascht, 
wie sehr sich viele Themen, wie sehr sich 
bestimmte polizeiliche Strategien (etwa 

die neue Prävention durch extensive Sammlung 
von Daten per EDV) ähneln. Ein permanenter 
Strom von Berichten aus verschiedenen Län- 
dern über polizeiliche Handlungen, Strate- 
gien und Aktionen, die vom einzelnen Be- 
richterstatter als symptomatisch für die Ent- 
wicklung der Polizei im eigenen Land gesehen 
werden, könnte hier als Korrektiv und als 
Anregung für andere äußerst wichtig sein. 
Damit soll nicht einer Verharmlosung natio- 
naler Probleme der staatlichen Politik 

im Bereich innerer Sicherheit das Wort ge- 
redet werden. Zweck soll vielmehr sein, 

die jeweils generellen und spezifischen 
Seiten bestimmter Entwicklungen im Bereich 
innerer Sicherheit besser erfassen und damit 
auch klarer beurteilen zu können. Dies er- 
laubt dann auch, bessere politische Strate- 


gien zu formulieren und danach zu handeln. 


Vielfach ist in dieser Rubrik nicht mehr not- 
wendig, als eine bestimmte Beobachtung, Zei- 
tungsmeldung, einen Report usw. kurz zusam- 
menzufassen oder nur wiederzugeben und dann 
zu begründen, weshalb die Meldung als Kenn- 
zeichen für eine bestimmte Tendenz, für 

eine neue Handlungsstrategie etc, steht. 
Natürlich kann es daneben auch von Interesse 
sein - die Beurteilung liegt primär beim 
Berichterstatter, nicht bei der Redaktion - 


Tätigkeitsberichte etc., die Aussagen über 
die Normalität polizeilichen Handelns zu- 
lassen (etwa über Arbeitsstunden, die in 
verschiedenen Bereichen pro Jahr abgelei- 
stet wurden), hier mit einzubringen. Schließ- 
lich gehören hierher auch die genauere Be- 
schreibung neuer polizeilicher Strategien 
selbst, die zumeist früher oder später auch 
in anderen Ländern zum Tragen kommen. 


Bundesrepublik Deutschland: 


Kalkar, 24. September 1977 


Ein Großeinsatz der Polizei aus Anlaß der 
Demonstration gegen das im Bau befindliche 
Atomkraftwerk (AKW) vom Typ eines Schnellen 
Brüters in Kalkar 

Zur Vorgeschichte: 

In der BRD hat sich seit ca. 1973 eine von 
Bürgerinitiativen getragene Bewegung gegen 
den Bau von Atomkraftwerken gebildet. Im 
Zuge der Auseinandersetzung um die Atom- 
energiepolitik der Bundesregierung entwickel- 
te sich in weiten Teilen der Bevölkerung 

die Bereitschaft, zu neuen Methoden der Kon- 
fliktaustragung - von Großdemonstrationen 
bis hin zu Platzbesetzungen - zu greifen, 
wie sie bis dahin nur von der Studenten- 
bewegung bekannt waren, 

Der erfolgreichen Bauplatzbesetzung 1975 

in Wyhl am Rhein in der Nähe von Freiburg 
folgten 1976/77 Demonstrationen in Brok- 
dorf und Grohnde, bei welchen der Versuch 
unternommen wurde, gleichfalls durch eine 
Platzbesetzung den schon begonnenen Bau 

von AKW's zu verhindern, Dabei kam es zu 
massiven Auseinandersetzungen mit der Po- 
lizei. 

Im Zuge der Ereignisse in Brokdorf und 
Grohnde wurde mittels den Medien und der 
Presse versucht, die Anti-AKW-Bewegung in 
der BRD in die Nähe von gewalttätigen 
Demonstranten, Kommunisten bis hin zu Terro- 
risten zu bringen. 

Begleitet von dieser Kampagne gegen die AKW- 
Gegner waren auch die Vorbereitungen zu einer 
zentralen Demonstration am 24. September 1977 
in Kalkar. Von Politikern des Landes Nord- 


rhein-Westfalen und des Bundes wurden alle 
potentiellen Demonstrationsteilnehmer ge- 
warnt, an dieser Demonstration teilzunehmen, 
denn nach Äußerungen des nordrhein-westfä- 
lischen Innenministers B. Hirsch sind 
"Chaoten und kommunistische Gruppen fest 
entschlossen, im Zuge der Demonstration 

die Polizei anzugreifen und das im Rohbau 
befindliche Kraftwerk zu stürmen." (Der 
Tagesspiegel, 22.9.1977) 


Das Ereignis; 
Zu der Kundgebung gegen das in Kalkar im 


Bau befindliche AKW hatten über 1loo Bürger- 
initiativen und Umweltschutzgruppen aus der 
BRD, Holland, Frankreich und Belgien aufge- 
rufen. 

Die Veranstalter hatten von Anfang an auf 
den friedlichen und gewaltfreien Charakter 
dieser geplanten Kundgebung hingewiesen. 

Es sollten keinerlei Versuche unternommen 
werden, den Bauplatz zu besetzen. Dieser 

war von den Baufirmen vorsorglich mit einer 
kilometerlangen, ca. drei Meter hohen Beton- 
mauer und einem tiefen Wassergraben umgeben 
worden. Darüber hinaus waren ca. 8 000 Poli- 
zeibeamte bereitgestellt, um den Bauplatz 

zu schützen. 

An der Kundgebung in Kalkar beteiligten sich 
ca. 35 000 Personen. Im Anschluß an die 
Kundgebung formierte sich ein Demonstrations- 
zug, der zu einem Grundstück in der Nähe 

des AKW führte. Gegen 20.00 Uhr wurde die 
Veranstaltung beendet. Es war zu keinerlei 
gewalttätigen Ausschreitungen oder Zwischen- 
fällen gekommen. 


Die Begleiterscheinungen; 


In einem "beispiellosen Großeinsatz der 
Polizei" (so die Formulierung des Innen- 
ministeriums von Nordrhein-Westfalen) wur- 
den im gesamten Bundesgebiet einschließlich 
Westberlin Kontrollstellen eingerichtet, 

um alle zur Demonstration Reisenden kon- 
trollieren, durchsuchen und möglicherweise 
als potentielle Gewaltdemonstranten re- 
gistrieren zu können. Die in der Presse 
veröffentlichten "Erfolgsdaten" dieser 


Aktion,ließen sie zumeist als gerechtfer- 
tigt erscheinen. Bei der Überprüfung von 
147 o00o Personen konnten angeblich über 
8 ooo Waffen und ähnliche Gegenstände 
sichergestellt werden, hieß es. (Der 
Tagesspiegel, 27.9.1977) 

Über die Art der sichergestellten Waffen 
sowie über die insgesamt eingesetzten 
Polizeikräfte gibt eine polizeieigene 
Statistik Aufschluß. (in: Die Streife, 
Nr. 10/16.J9., Okt. 1977) 


Kontrollmaßnahmen in NRW 


Kontrollstellen: 96 
Eingesetzte Beamte: RP 3 539 
BPD/HLPS 1 021 
insgesamt 4 560 


Darüber hinaus sind Observations- 
und Kontrollmaßnahmen an den bekannt 
gewordenen Abfahrtsorten durch die 
KPB durchgeführt worden, 


Kontrollergebnisse 


Kontrollierte Personen 
(Angaben der anderen Länder vorläufig) 


Andere Länder 22 514 
NRW 124 395 
146 909 


Kontrollierte Fahrzeuge 
{Angaben der anderen Länder vorläufig) 


Andere Länder 6 559 

NRW 67 926 
74 485 

Festnahmen 

Andere Länder 

(einschließlich Grenze) 68 

NRW 73+ 

141 


+ davon 43 im 
unmittelbaren Einsatzraum 


Zurückgewiesene Personen 

an den Grenzübergängs- 

stellen 805 
{1 Festnahme, da Person 
Molotow-Cocktail und 
Schwarzpulver mitführte) 


Sichergestellte Gegenstände 
(soweit zahlenmäßig schon er- 
faßbar; die Länder teilen die 
Angaben abschließend zum 
30.9.1977 mit) 


Andere Bundesländer ca. 4 500 
NW ca. 3 830 
8 250 
Übersicht über besondere 
Gegenstände 
Molotow-Cocktails 2 
(fertig montiert) 
Behälter mit Chemikalien 170 
Äxte 44 
Gaspistolen/Signalpistolen 3 
Luftgewehre 2 
Bolzenschußgeräte 2 
Panzerwinde 1 
Schutzhelme 3 223 
Gasmasken/Schutzbrillen 1 687 
Messer 80 
Machete 1 
Funkgeräte 4 
Wagenheber/Winden 5 
Eisenstangen 32 
Ketten 27 
Gasflaschen Typ T 12 6 
Farbbeutel/-Dosen 50 
Knüppel 876 
Benzinkanister 92 
Weiterhin: 


Gummianzüge, Vierkanthölzer, 
Fahnenstangen, Masken, diverse 


Schlagwerkzeuge, Seile, Schleudern, 
Stahlkugeln, Gegenstände zur Her- 


stellung von Molotow-Cocktails, 


In zwei Fällen wurden Rauschmittel 


sichergestellt, 


Sichergestellte Gegenstände bei im 
Einsatzraum Festgenommenen 


24 Schutzhelme 

Gasmasken 

Benzinkanister (gefüllt) 
Behälter mit Verdünner 
Behälter mit Zitronensäure 
Flaschen mit Benzin gefüllt 
Gummistücke mit Ketten 
verlängert 

Fahrradketten 
Schlzgwerkzeuge 
Tischbeine 

mehrere Schleudern 


-_ 
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Schlagringe 

Messer 

Seile 

Teppichmesser. 
Rasierklingen 

1 Koffer mit Verbandsmaterial 
Staniolpapier 


Metallhäringe (Zeltbefestiger) 


27 
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Die zahl der in anderen Bundesländern ein- 
gesetzten Beamten an den dort eingerichte- 
ten Kontrollstellen ist hier nicht aufge- 
führt. 

Im unmittelbaren Einsatzraum um Kalkar wur- 
den 7 884 Beamte eingesetzt, davon 


Nordrhein- . Be - 
Westfalen 2 Gruppenstäbe 30 Einsatz-Hu, 
5 Abt. Stäbe 
BGS 1 Abt, Stab 4 “ 
Niedersachsen 1 " " 4 " 
Hessen 1 *" ” 4 “ 
Bayern 1" " 3 " 
Rheinland- 
Pfalz 1 " " 2 ” 
Gesant: 12 Stäbe 47 Einsatz-Hu. 
Dazu: 8 Transporthubschrauber BGS 


4 Richtfunktrupps BGS 

3 Peiltrupps BGS 

und weitere Führungs- und 

Einsatzmittel der Länder 

6 Hubschrauber NRW 
Die Gesamtzahl der in NRW eingesetzten Po- 
lizeibeamten beläuft sich demnach auf 
12 444, 
Ca. 35 ooo Demonstranten erreichten den 
Kundgebungsort Kalkar. Aus Zeitungsmeldun- 
gen und Stellunghamen der Veranstalter ist 
zu entnehmen, daß Über 1o 000 Personen durch 
die oft stundenlangen und mehrfachen Kon- 
trollen den Kundgebungsort überhaupt nicht 
oder nicht rechtzeitig erreichten. 
Allein aus den Niederlanden seien 110 Busse 
und zahlreiche PKW mit mindestens 10 000 
Demonstranten, darunter Politiker mehrerer 
niederländischer Parteien, steckengeblieben. 


An den Kontrollstellen in den verschiedenen 
Bundesländern wurden zum Teil Autobahnen 


zeitweise voll gesperrt (Tagesspiegel, 25.9.77) 


Die Kosten für den gesamten Polizeieinsatz 


haben nach Auskunft von NRW-Innenminister 
Hirsch über 3 Mill. DM betragen. 


Was aus diesen Zahlen nicht hervorgeht, ist 
die Art und Weise, wie die Kontrollen durch- 
geführt wurden und mit welchem Waffenarsenal 
die Polizeibeamten ausgerüstet waren. 

Die Kontrollstellen wurden mit jeweils Hun- 
dertschaften mit MP bewaffneten Polizisten 
gesichert. Mit Panzerwagen wurden Straßen- 
sperren errichtet. In einem Fall ist der 
Einsatz von Chemical Mace bekannt geworden. 


Beschlagnahmtes Werkzeug wie Schraubenzieher 
und Wagenheber wurde in den Beschlagnahme- 
quittungen als Stich- oder Schlagwaffe be- 
zeichnet. 

Bei einem als Blitzaktion bezeichneten 
Einsatz wurde eine Hundertschaft der Polizei 
mit Hubschraubern des Bundesgrenzschutzes 

in den "unmittelbaren Einsatzraum" geflogen, 
um auf offener Strecke einen Zug der Deut- 
schen Bundesbahn zu stoppen, die Insassen 

zu durchsuchen bzw. zum Jussteigen zu zwin- 
gen. 

Aus dem Zahlenverhältnis von 147 ooo Kontrol- 
lierten und 35 000 Demonstranten geht zudem 
hervor, daß nur 1/5 der Kontrollierten über- 
haupt die Demonstration zum Ziel ihrer Reise 
hatte, wenn man davon ausgeht, daß alle 
Kundgebungsteilnehmer von einer Kontrolle 
erfaßt wurden. Demnach waren 4/5 der Kon- 
trollierten Personen, die in keinerlei Zu- 
sammenhang mit der Kundgebung gestanden 
haben, 


Resümee: 

| 

Diese polizeilichen Kontrollmaßnahmen gegen 
ca. 147 ooo Bürger an einem Tage ist in der 
Geschichte der Bundesrepublik beispiellos 
und erfolgte gleichzeitig ohne jegliche 
Rechtsgrundlage. Zwar ist im Februar 1978 


vom Bundestag eine Novellierung der Straf- 
prozeßordnung erfolgt, die unter bestimmten 


Voraussetzungen (vgl. ausführlicher den 
Beitrag Seite22) die Einrichtung von Kon- 
trollstellen zur Strafverfolgung erlaubt. 
Die Polizeiaktionen anläßlich der Kalkar- 
Demonstrationen wären aber selbst mit die- 
ser neuen Regelung rechtlich nicht zu legi- 
timieren. Über den Versuch, diese Praxis 
dennoch über eine geplante Änderung des 
Polizeirechts juristisch zu rechtfertigen, 
vgl. den Beitrag Seite L#f. Festzuhalten ist, 
daß das Beispiel Kalkar deutlich die Trag- 
weite von Gesetzesänderungen zeigt, die 
immer ausschließlich mit der Terroristen- 
fahndung begründet werden. Die polizeiliche 
Praxis bei der vorbeugenden "Verbrechens- 
bekämpfung” geht schon jetzt, ob mit oder 


‘ohne Rechtsgrundlage, Über den in den er- 


folgten bzw. geplanten Gesetzesnovellen 
anvisierten Personenkreis, den terroristi- 
schen Gewalttätern, hinaus. 


V POLIZEI IN EUROPA 


Das Konzept des Newsletters ist insgesamt 
von der Idee getragen, durch intensiven 
Informations- und Gedankenaustausch zu einem 
besseren Verständnis der Entwicklung der 
Polizei in den verschiedenen Ländern Europas 
zu kommen. In diese Spalte "Polizei in 
Europa" sollten demgegenüber spezifische 
Informationen über die Vereinheitlichung 
europäischer Polizeisysteme, die Koordina- 
tion von Polizeiaktionen und die Versuche 
einer europäischen Gesetzgebung auf dem 
Sicherheitssektor präsentiert werden. 


In den letzten Monaten wurde in der libe- 
ralen Presse Italiens, Frankreichs und Däne- 
marks des öfteren die Befürchtung geäußert, 
daß sich ein spezifisches deutsches Modell 
von Recht und Ordnung in Europa durchsetzen 
könnte. Wenn sich in der Realität die Heraus- 
bildung einer europäischen Polizei nachweisen 
ließe, müßten daraus Konsequenzen sowohl für 
die Forschung über innere Sicherheit als auch 
für jede liberale Rechts- und Sicherheits- 
politik innerhalb der einzelnen Nationalstaa- 
ten gezogen werden. Im Moment jedoch, so 
scheint uns, existieren mehr Spekulationen 
als handfeste Informationen über reale Pro- 
zesse in Richtung auf ein europäisches 
Polizeimodell. 


Wir meinen, daß vor allem zwei Bereiche 
einer weiteren intensiven Diskussion bedürfen. 
1. Vor allem mit dem Argument einer Inter- 
nationalisierung des Verbrechens (Terro- 
rismus, Drogen etc.) drängen die Sicher- 
heitsexperten auf eine Verbesserung der 
Kommunikation, des Austauschs von Erfah- 
rungen, technische Hilfeleistung, orga- 
ülsatorische Reformen etc. Stellenweise 
münden Vorschläge dieser Art im Plan, 
eine’ europäische Polizeitruppe zu 
bilden. 
Zweifellos gibt es verschiedene Krimina- 
litätssereiche (Drogenhandel, organisier- 
tes Verbrechen, Terrorismus), in denen 
die Kooperation der Polizei auf europä- 
ischer Ebene notwendig erscheint, und 
in vielfältiger Weise schon praktiziert 
: wird. 
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DE GEBETE m 


Tagesspiegel,13.10.1977 


EUROPÄISCHE INITIATIVE FÜR EIN 
"INTEGRIERTES FAHNDUNGSSYSTEM" 


Drei Fraktionen des Europäischen 
Parlaments haben am Mittwoch in 

Luxemburg ein Zeichen gesetzt: 

sie fordern ein "intgriertes Fahndungs- 
system" in der Europäischen Gemeinschaft... 


... Seit drei Jahren wird immer wieder 

die Forderung nach einem europäischen 
Kriminalamt, nach einer Europol-Organisation 
laut... 


Die Bayerische Polizei,28.Jg. Nr.4/77 


DEUTSCHE UND ITALIENISCHE POLIZEI WOLLEN 
ENGERE ZUSAMMENARBEIT! 


Frankfurter Rundschau, 8. Juni 1976 


EG-JUSTIZMINISTER WOLLEN KÜNFTIG ENGER 
ZUSAMMENARBEITEN! 


Ba a er ee em 
Für die Analyse der einzelnen "technischen" 
Kooperationen kann jedoch nicht nur die 
hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt 
der Legitimation durch Sachzwang und Ef- 
fektivität geführten Diskussion ent- 
scheidend sein. Besonderes Augenmerk ver- 
dient die mit dieser (singulären) Ent- 
wicklung häufig verbundene Annäherung der 
verschiedenen Polizeisysteme: konzep- 
tionelle und ideologische Angleichung; 
die Ausbildung ähnlicher Organisations- 
formen; damit verbundener Professionali- 
sierungsdruck; Tendenzen der Entschei- 
dungs- und Informationszentralisierung. 


2. Die aktuelle europäische Debatte konzen- 
tiert sich auf die Versuche einer Ver- 
einheitlichung des Verständnissas von 
politischen und kriminellen Delikten. 
Solche Versuche, durch Konventionen eine 
Vereinheitlichung auf europdäischem oder 
internationalem Niveau zu erreichen, 
haben eine lange Tradition, wie Otto 
Kirchheimer in seinem Werk "Politische 
Justiz” gezeigt hat. 

Hingewiesen werden soll in diesem Zusam- 
menhang insbesondere auf Artikel 5 des 
Europäischen Übereinkommens zur Bekämp- 
fung des Terrorismus, der im Falle 
religiöser, politischer oder rassischer 
Verfolgung die Möglichkeit gibt, 
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eventuellen Auslieferungsersuchen nicht 
entsprechen zu müssen. 

Zwar zwingt die neue Konvention alle Re- 
gierungen dazu, solche Personen vor Ge- 
richt zu stellen, denen terroristische 
Aktionen im Sinne der Konvention vorge- 
worfen werden. Aber es ist u.E. wichtig, 
festzuhalten, daß unter der neuen Kon- 
vention die letztendliche Definitions- 
gewalt in Bezug auf die Einordnung ein- 
zelner Delikte als kriminelle oder poli- 
tische immer noch. bei den einzelnen 
Regierungen bleibt, bei denen um eine Aus- 
lieferung ersucht wird. Wir glauben 
deshalb, daß Konflikte, wie sie etwa 

im Fall des deutschen Rechtsanwaltes 

Dr. Croissant (mit Frankreich) oder 

Rolf Pohle (mit Griechenland) auftraten, 
durch die neue Konvention keineswegs 
eindeutig geregelt sind. Vielmehr ist 

zu vermuten, daß sie dann als Interpreta- 
tionskonflikte der europäischen Konven- 
tion weiter auftreten werden. 

Ob damit, mit der Verschiebung der vermu- 
teten Interpretationskonflikte von der 
Ebene bilateraler Vereinbarungen auf die 
Ebene gesamt-europäischer Kodifikation, 
wirklich einem allen westeu::opäischen 
Ländern endogenen Bedürfnis entsprochen 
wird, oder ob die aktuelle Debatte über 
die Europäische Konvention sich als 

bloße Wiederholung vergangerer Versuche 
darstellt, bestimmte Akte (individueller 
Terror etc.) aus den Asylbestimmungen 

der einzelnen Staaten herausnehmen, kann 
nur durch Art und Umfang der Integration 
gemeinsamer politischer Wertvorstellungen . 
in das eigene nationale Handlungs- und Wer- 
tungssystem beantwortet werden. 


Sicherlich führt der spezifische Charakter 
des derzeitigen westlichen (deutschen) 
Terrorismus in weit stärkerem Maße dazu, 
daß homogene Entscheidungen von unter- 
schiedlichen Gerichten und Regierungen 


gefällt werden. Jedoch ist es u.E. spekula- 


tiv, allein aus’ einigen vagen Gemeinsam- 
keiten, wie sie etwa in der Europäischen 
Konvention zu finden sind, schließen zu 


wollen, daß wir uns auf dem direkten Wege 
zu einem europäischen Law- und Order-bzw. 
Polizeimodell (unter deutscher Führung?) 
befinden. Kirchheimers Schlußfolgerung aus 
seiner Analyse der Asylbestimmung der 
fünfziger Jahre scheint uns glücklicher- 
weise immer noch richtig: 


"Richtig ist nach wie vor, daß auch 

eng miteinander verbundene Staaten 

ihre Beziehungen selten so gestalten, 
daß sie dabei ihre Handlungsfreiheit 
einbüßen. Dies bleibt die Ausnahme, 
während die Verschiedenartigkeit der 
politischen Entscheidungen, beruhend 
auf der Verschiedenheit der politischen 
Systeme, geregelt bleibt." 


Wir hoffen, daß die Informationen, Berichte 
und Analysen in dieser Spalte "Polizei in 
Europa" dazu beitragen, die Bedeutung der 
direkten Kooperation und Zusammenarbeit 

von Sicherheitsapparaten für die unter- 
schiedlichen Polizeikonzeptionen zu bestimmen. 


Die Definition von politischen Delikten 
in zwei Urteilen zur Asylgewährung 


Zwei Urteile französischer und spani- 
scher Gcrichte in Auslieferungsfällen sind 
auf dem Hintergrund der neuen europäischen 
Konvention, welche die Auslieferungsver- 
fahren der Signatarstaaten in den nächsten 
Jahren regeln wird, von besonderem Inter- 
esse. Sie sind von Interesse, weil wahr- 
scheinlich eine Fortdauer der im Ur- 
teil formulierten Prinzipien die Täter 
vor einer Auslieferung auch unter der 
neuen europäischen Konvention bewahren 
würde. Im Unterschied zum jetzigen Rechts- 
zustand müßten die Signatarstaaten, also 
auch Frankreich und Spanien, die. Delikte 
durch ihre eigene Rechtssprechung ahnden, 
Dies könnte dann zu der seltsamen Situa- 
tion eines nichtpolitischen Prozesses 

über ein Delikt führen, daß in einem ande- 
ren Land begangen und offiziell im Rahmen 
des Asylverfahrens als politisch beurteilt 


"wurde. 


Fall 1: 
Regierung, die Kidnapper des französischen 


Das Ersuchen der französischen 


Fiat-Chefs Revelli-Beaumont auszuliefern, 
wurde von einem spanischen Gericht ver- 
worfen. Das Gericht führte an, daß die Ver- 
dächtigten aus politischen Gründen gehan- 
delt haben. Darüberhinaus war das Delikt 
der Entführung nicht im offiziellen fran- 
zösisch-spanischen Austauschabkommen ent- 
halten. Das Gericht führte hauptsächlich 
aus, daß Revelli-Beaumont von einem Ita- 
liener und sieben Argentiniern entführt 
wurde, weil Revelli früherer Chef der CIA 
in Argentinien gewesen war. 
(Quelle; Der Tagesspiegel, Nr.9792,8.12.1977). 


Fall Nr. 2: Der Conseil d'Etat in Paris 


verweigerte die Auslieferung 
einer spanischen Person mit ähnlichen Argu- 
menten. Im Jahre 1975 gewährte die franzö- 
sische Regierung aufgrund eines spanischen 
Ersuchens zunächst die Auslieferung der 
Person. Die Regierung wollte zunächst nur 
ein Urteil in einem anderen Delikt (Dieb- 
stahl), das in Frankreich begangen wurde, 
vollstrecken. 
Der Betroffene, M. Calleja, legte Wider- 
spruch gegen diese Entscheidung der fran- 
zösischen Regierung ein, da er sich selbst 
als politisch Verfolgter in Spanien fühle. 
Sein Vater wurde von den Frankisten 
erschossen und die Mutter starb nach meh- 
reren Gefängnisaufenthalten. Er selbst 
wurde verurteilt, da er versucht hatte, sich 
dem Militärdienst zu entziehen und nach 
dem Militärdienst wegen politischer Pro- 
paganda angeklagt wurde. ( 6 Jahre Gefäng- 
nis). Er flüchtete nach Frankreich, kehrte 
1969 zeitweilig nach Spanien zurück, wo 
er dann einige Einbrüche beging. Wegen 
dieser nichtpolitischen Delikte forderte 
die spanische Regierung im Jahre 1973 die 
Der. Conseil d'Etat jedoch 
verweigerte diese aufgrund folgender Ar- 
gumente; Das Auslieferungsabkommen bestimmt 
in seinem Artikel 5, daß eine Auslieferun 
dann nicht gewährt wird, wenn es sich um 
ein politisches Delikt handelt, cder wenn 


Auslieferung. 
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die Umstände darauf schließen lassen, daß 
die Auslieferung aus politischen Gründen 
angestrebt wird. Alle Umstände in diesem 
Fall, insbesondere die Persönlichkeit des 
betroffenen Spaniers und das Faktum, daß das 
Auslieferungsersuchen in die Zeit. nach der 


Ermordung des Premierministers Carrero 
Blanco fiel, legt die Vermutung nahe, daß das 


Auslieferungsersuchen politische Ziele ver- 
folgt. 
Europäische Grundrechte Zeitung, Nr.23, Nov. 
1977) 


(Quelle: Zusammengestellt aus: 


Ti 
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VI. POLIZEIHILFE FÜR DIE DRITTE WELT 


Wir haben gezögert, diesen Punkt in den 
Newsletter einzubauen, der sich vorwiegend 
mit Fragen von Polizeientwicklung in hoch- 
industrialisierten Ländern befassen will. 
Das Zögern resultiert vor allem daraus, 
daß es uns unmöglich erscheint, das weite 
Feld der Problemstellungen zur Entwicklung 
von Ordnungsmodellen in Ländern der Dritten 
Welt hier mit bearbeiten zu wollen. SO 
sollen detaillierte Analysen über Polizei- 
systeme in Afrika, Asien etc. hier nicht 
aufgenommen werden, 

Dennoch scheint es uns notwendig, einen 
spezifischen Punkt in den Newsletter ein- 
zubeziehen, dem weder in der Militärfor- 
schung noch bei den Polizeiforschern u.E. 
genügend Aufmerksamkeit gewidmet wurde: 
Entwicklungshilfemaßnahmen, die zur Auf- 
rechterhaltung der inneren Ordnung in Län- 
dern der Dritten Welt dienen, 

In den wenigsten Fällen findet diese Hilfe 
in der Form statt, daß vergleichbar zu den 
westeuropdischen Staaten eine Polizeior- 
ganisation aufgebaut wird, die an klare 
Beschränkungen ihrer Eingriffsmöglichkeiten 
in die Rechte der Bürger eines Staates ge- 
bunden ist. "Polizeihilfe" bezieht sich 
vielfach auf die Ausbildung und Ausrüstung 
des Militärs, damit es seine repressiven 
Fähigkeiten vor allem im Inneren eines 
Landes einsetzen kann. 

Eine ÖffentlicheDiskussion über die inter- 
nationale Zusammenarbeit und den Technolo- 
gie- und Erfahrungstransfer in Bezug auf 
die "Aufrechterhaltung von Sicherheit und 
Ordnung" in Ländern der Dritten Welt, sei 
es durch das Militär, sei es durch die Po- 
lizei, hat bis jetzt nur in beschränktem 
Maße stattgefunden. (Beispiele hierfür 
sind die teilweise bekanntgewordene Poli- 
zeihilfe der USA für Länder Südamerikas 
oder die Tagung des Richardson-Instituts 
über die Rolle des Militärs und der Poli- 
zei bei der Aufrechterhaltung der inneren 
Ordnung in den ehemaligen Kolonien Groß- 
britanniens). 

Aus diesem Grunde schien es uns sinnvoll 


und notwendig, in dem Newsletter die Spalte 
"polizeihilfe für die Dritte Welt" mit 
aufzunehmen, um Informationen über diese 
Art der Entwicklungshilfe dokumentieren 

zu können. 


Polizeihilfe: Fall Äthiopien 


Am 2. Dezember 1977 ging eine kurze Meldung 
durch die deutsche Presse: Ein äthiopischer 
Wachsoldat schoß auf einen deutschen Bundes- 
wehrmajor, der erheblich verletzt wurde 
(Tagesspiegel, 2.12.1977). Was tut ein deut- 
scher Bundeswehrmajor in einem Land, das 
schon seit längerer Zeit von der amerika- 
nischen zur sowjetischen und israelischen 
Militärhilfe Üübergewechselt ist? Der Bundes- 
wehrmajor war - so eine Antwort - nicht als 
Militär in Äthiopien, sondern als Experte 

im Rahmen der schon seit 1965 betriebenen 
Polizeihilfe. An dieser Polizeihilfe - so 
schien es zunächst noch im Jahre 1977 - 
wollten die Bundesregierung wie auch das 
Empfängerland festhalten, obwohl in der bun- 
desdeutschen Presse von brutaler Repression 
gegen Oppositionelle in Äthiopien berichtet 
wurde und in Äthiopien die Bundesregierung als 
Bündnispartner der USA betrachtet wurde, 
Auch der Konflikt mit Somalia um Ogaden 
schien die deutschen Bemühungen zur "Abwick- 
lung der Hilfeleistungen der Bundesrepublik 
Deutschland zur Verbesserung der Infrastruktur 
und der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung" nicht zu stoppen. 
(So die Funktionsbeschreibung der deutschen 
Berater in einem Schreiben des Bundesvertei- 
digungsministeriums.) 

Trotz der zunehmenden Spannungen und Vorfälle 
mit westlichen Ausländern in Äthiopien und 
des Abbruchs der normalen Entwicklungshilfe- 
programme sollte die Polizeihilfe weiter- 
gehen: "Auf jeden Fall bleiben sollen", so 


Der Spiegel im Juni 1977, "die bundesdeut- 
schen Experten, die Äthiopiens Polizei beim 
Aufbau eines Kommunikationssystems dienen." 


j 


Zur Reduktion der Polizeihilfe auf drei Per- zuständige Innenministerium abgewickelt wur- 
sonen und letztendlich zur Ausweisung des de und wird, deutet auf eine militarisierte 
deutschen Botschafters kam es dann im Gefolge Konzeption von "Polizeientwicklungshilfe” 
der verbesserten Beziehungen mit dem eben- und von "Sicherheit und Ordnung" in Entwick- 
falls deutsche Polizeihilfe empfangenden lungsländern hin. Die 65 Mio. DM, die seit 
Somalia nach der Aktion von Mogadischu. Die 1965 im Rahmen der Polizeientwicklungshilfe 
Bundesrepublik hatte sich nicht nur um die nach Äthiopien flossen, waren denn auch nicht 
äthiopische Sicherheit und Ordnung verdient für den Ausbau und die Ausrüstung von Poli- 
gemacht, sondern auch die Polizei Somalias zeibeamten in dem uns bekannten Sinne be- 
aufgebaut. Diese Hilfe erwies sich während stimmt. Vielmehr wurde neben der technischen 
der Aktion der deutschen Grenzschutztruppe Hilfe - insbesondere der Modernisierung des 
(GSG 9) zur Befreiung der Geiseln aus dem Kommunikationsnetzes - eine Offiziers- 

nach Mogadischu entführten Flugzeug als schule aufgebaut und 26 Kompagnien mit 
"glückliche Fügung”, Unten auf dem Flug- Stahlhelmen und anderem militärischem 

feld standen nicht nur die von Deutschen ge- Gerät ausgerüstet (Frankfurter Rund- 
drillten somalischen Polizisten bereit, son- schau, 25.7.1977). Mit Polizei im Sinne 

dern neben dem deutschen Unterhändler einer zivilen, an vorgegebene Gesetze gebun- 
Wischnewski saß auch gleich der deutsche denen Zwangsinstitution hat die hier ge- 
Ausbilder derselben (Die Zeit, 28.10.1977). leistete Hilfe wenig zu tun. Im Falle der 


"Polizeihilfe" im Gegensatz zur Militär- 
hilfe geht es primär nicht um die Ausrüstung 
und Ausbildung von Militärs für Kriegsope- 
rationen gegen einen Äußeren Feind, sondern 
vor allem um die Ausbildung von Militärs 
für den inneren Einsatz. 
a a I an ei 
eG zZ, 


Der Fall Äthiopien, der - wie Somalia zeigt - 
durchaus kein Einzelfall ist, kennzeichnet 
die Struktur eines Polizeientwicklungshilfe- 
konzeptes. Schon die Tatsache, daß sie über 
das Verteidigungsministerium und nicht über 
das in der Bundesrepublik für die Polizei 
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VII JFFENTLICHE KONTROLLE DER POLIZEI 


Rechtssprechung und Sozialwissenschaft haben 
Sicherheitsapparate bisher meist nur von 
ihrem normativen Zweck her definiert - sei 

es als Instanzen zur Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, sei 
es - kurz gesagt - als Instanzen sozialer 
Kontrolle. 

Die Frage, ob und wie eigentlich diese Kon- 
trolleure öffentlich kontrolliert werden, hat 
sich ausgehend von Skandalen um Geheimdienste 
und andere Polizeien und Sicherheitsorgane 
in vielen westlichen Ländern erneut gestellt. 


Parlamentarier und Wissenschaftler hatten auf 
solche Vorfälle meist eine einfache Antwort: 
Sie interpretierten sie als einmaliges Ver- 
sagen eines historisch gewachsenen und an- 
sonsten auch reibungslos funktionierenden 
Systems der Gewaltenteilung, der chacks und 
balances, in dem die Legislative autonom und 
öffentlich der Exekutive - hier der Polizei, 
den Geheimdiensten etc. - die Ziele und Hand- 
lungsweisen vorschreibt. 

Es bedürfte also nur einer Verstärkung bzw. 
WiederherstellunJ der Kontrollfunktion von 
Parlamenten und Gerichten, um ähnliche Affä- 
ren für die Zukunft zu vermeiden. 


Eine wissenschaftliche Analyse aber kann sich 
Mit solch einfachen Antworten nicht begnü- 
gen. Die ständige Wiederholung solcher "Un- 
glücksfälle" drängt geradezu die Frage auf, 

ob dieses normative Modell der Gewaltentei- 
lung der Wirklichkeit entspricht, oder besser: 
ob es ihr jemals entsprochen hat. Was ist, 
wenn Sicherheitsapparate ihre Sicherheits- 


ziele selbst mitdefinieren, wenn sie damit 
erst die "Störergruppen" schaffen, die ihnen 
doch eigentlich vorausgesetzt sein sollen? 
Was ist, wenn sich die Apparate im Rückgriff 
auf kaum bestinmte Sicherheitsbedürfnisse 
die Handlungsgrundlagen selbst legen? 

In dem Maße, wie Sicherheitsapparate ihre 
Zwecke selbst (mit-)definieren, können sie 
nicht mehr als bloße Instrumente betrachtet 
werden. In demselben Verhältnis sind Recht 
und parlamentarische Diskussion weniger nor- 
mative Eingrenzungen des administrativen 
Handlungsspielraums als vielmehr Medien zur 
Legitimierung sicherheitspolitischer Ziele 
der bürokratischen Apparate selbst. 

Diese Instrumentalisierung von Gesetz und 
Gesetzgebungsprozeß insgesamt dokumentiert 
eine Verlautbarung der "Harmonisierungskom- 
mission" der Innenministerkonferenz in der 
Debatte um ein neues Polizeirecht. Darüber 
räsonnierend, wie denn die künftige Rechts- 
grundlage für beobachtende präventive Tätig- 
keit der Polizei zu gestalten sei, schreibt 
diese Kommission: 


"Eine eindeutige Rechtsgrundlage ist 
dringend erforderlich, zumal die Gefahr 
besteht, daß evtl. mangels rechtmäßiger 
Gewinnung der Erkenntnisse die darauf- 
hin gespeicherten Daten gelöscht wer- 
den müßten." 


Der Musterentwurf eines einheitlichen Poli- 
zeigesetzes besteht folgerichtig größtenteils 
in der rechtlichen Absicherung dessen, was bis- 
her noch polizeiliche Übergriffe waren. Was "öf- 
fentliche Sicherheit und Ordnung” heißt und wie 
sie zu schützen ist, wird hier offensichtlich 
bestimmt von den Handlungsformen der Polizei. 


Bundesamt f. ba Land. x Va 
yo, Lendes- des kriminal- 
Ver fassungsschufz Kımmalamt en mr " 


(3.f.V.) | (BLKA) BKA) 


Wo und in welcher Form isann also eine öf- 
fentliche und systematische Kontrolle von 
deren Tätigkeit stattfinden? 


Gerichte und Ombudsmänner sind 

dazu da, faktisch Vollzogenes Handeln von 
Exekutivorganen im Einzelfalle auf "Norm- 
gemäßheit" zu Überprüfen. Sie sind also pri- 
mär Organe, die in gewissem Rahmen ein Recht 
des Individuums auf rechtmäßige Behandlung 
und Schutz vor individuellen und staatlichen 
willkürakten garantieren sollen, 


Es gilt hier auch, unter dem Gesichtspunkt 
der Schutzmöglichkeiten des einzelnen Bür- 
gers vor derartigen Übergriffen die Form 

des Schutzes und das Funktionieren von Ver- 
waltungsgerichten und Ombudsmannsystem zu 
dokumentieren, Dennoch können diese Instan- 
zen nur geschehene Willkürakte ahnden. Eine 
systematische Kontrolle leisten sie also 
nicht. 

Wir sind damit also weiter verwiesen auf die 
Parlamente als Gesetzgebungsorgane. Gerade 
für das staatliche Gewa)tmonopol gilt - 
folgt man diesem liberal-demokratischen Ver- 
fassungsverständnis -, daß die Sicherheits- 
organe nur dort Legitimität für sich in An- 
spruch nehmen können, wo diese die vom Par- 
lament gesetzten Normen sichern. Die erste 
und wichtigste Kontrolle staatlicher Gewalt 
besteht darin, daß die Sicherheitsorgane 
kein höheres Recht für sich in Anspruch neh- 
men können als das in der Legalordnung ver- 
ankerte. Eine Sicherheit jenseits dieser le- 
galen Ordnung gibt es nicht. 


In dieser Spalte des Newsletters soll also 
die Frage untersucht werden, inwieweit - wenn 
überhaupt - die genannten Formen institutio- 
nalisierter Öffentlichkeit eine über die In- 
stitutionen hinausgehende, also tatsächlich 


öffentliche Diskussion und systematische Über- 
prüfung polizeilichen Handelns zu leisten 


in der Lage sind; ob sie die durch dieses 

Handeln zur Disposition gestellten Grundrech- 

te ausreichend schützen können; in welchem 

Maße stattdessen die exekutiven Vorstellun- 

gen von Sicherheit (gar von Staatssicherheit) 

in diese Formen von Öffentlichkeit Eingang 
gefunden haben oder diese sogar bestimmen. 

So würden in diese Spalte - um dies an Bei- 

spielen der bundesrepublikanischen Wirklich- 

keit zu demonstrieren - etwa Berichte gehö- 
ren Über: 

- Die Art und Weise der Diskussion und Be- 
handlung von Gesetzesentwürfen dıırch Par- 
lament und Öffentlichkeit aus dem Bereich 
innerer Sicherheit. Etwa der Fall Kontakt- 
sperregesetz, dessen Notwendigkeit ange- 
sichts der Entführung des Arbeitgeber- 
präsidenten Schleyers durch Terroristen 
von den Behörden betont wurde. Eine kon- 
krete Begründung des Gesetzes wurde ange- 
sichts des "Notstandes” aber abgelehnt 
(Nachweis konkreter Verstöße einzelner 
Verteidiger) 

- Inhalt, Reichweite und öf- 
fentliche Behandlung von Fällen systema- 
tischer Rechtsverletzung durch Sicherheits- 
organe (Lauschangriffe durch die Geheim- 
dienste der Bundesregierung mittels Abhör- 
wanzen, Watergate etc.) 


dienst 


Dundes nach vıchl en- 


Von Irgend - Volt sche Abt 

sche i 
wem bezahltev dlev Kyıminal- 
Spitzel 


(V.1.b.,) Polizei 


- Berichte und Analysen über die Formen df- 
fentlicher Kontrolle bei polizeilichen Will- 
kürakten (z.B. Behandlung von unrechtmäßigen 
Hausdurchsuchungen durch die Verwaltungs- 
gerichte; Funktionieren und Begrenzungen 
von offiziellen Klageinstitutionen,wie 
sie in England/USA teilweise existieren) 

- Rolle der Medien in der Schaffung d£ffent- 
lichen Bewußtseins von "innerer Sicherheit" 
und in der Aufdeckung und Skandalisierung 
von Fällen exekutiver Übergriffe. 


VEIT SCHAFFUNG EINER KRITISCHEN UFFENTLICHKEIT 


Der CILIP-Newsletter soll - wie schon im 
Editorial betont - nicht bloß Organ für Wis- 
senschaftler sein, die sich mit Polizei und 
Sicherheitsorganen befassen. Vielmehr soll 
an dieser Stelle gerade ein Meinungsaus- 
tausch stattfinden über die Ansätze und 
Möglichkeiten einer praktischen, aktiven 
Inanspruchnahme und Vertsidigung freiheit- 
licher Rechte durch einzelne und durch Grup- 
pen. 

Es geht uns hierbei darum, neue kollektive 
Formen der Bewältigung von Konflikten mit 
Sicherheitsorganen zı finden, in denen die 
traditionelle Vereinzelung der Betroffenen 
aufgehoben wird. Ohne diese neuen phantasie- 
volleren Formen der Inanspruchnahme und Ver- 
teidigung von Rechten ohne eine kritische 
Öffentlichkeit, werden bürgerliche Freihei- 
ten auf Dauer wohl kaum zu verteidigen sein. 


Wie notwendig es ist, sich darüber im kla- 


ren zu sein, daß es nicht nur um den in- 


dividuellen Besitz von Rechten bzw. um eine 
individuelle Lösung von Fällen geht, hat 

1975 der Jurist Francois-No&l Bernardi, 
damals Vizepräsident des Syndicat des 
avocats de France, deutlich formuliert. Im 
Vorwort seines Buches, das den Kampf von 
Bürgern, Rechtsanwälten und einzelnen Jour- 
nalisten gegen ein inoffizielles Polizei- 
gefängnis (Centre d'Arenc) zur Abschiebung 
unliebsamer Ausländer schildert, schreibt er; 


"Normalerweise hätte sich ein Anwalt 

in einer solchen Situation an die 
Staatsanwaltschaft, wahrscheinlicher 
aber an die eigentliche Autorität, 

die Polizeipräfektur, gewandt,und die 
Freilassung des seiner Obhut anver- 
trauten Individuums wäre erfolgt. Die- 


ser Typ des individuellen Einschrei- 
tens (er mußte für Arenc sehr oft 
praktiziert werden) beseitigt eine Fol- 
ge der Willkür, läßt aber ihren Mecha- 
nismus intakt, 

Die kollektive Aktion des Syndicat des 
avocats de France bekämpft genau diesen 
Grundsatz der Willkür, die Existenz 
eines Gefängnisses unter der Gewalt 

der Polizei, Erst mit der Schließung 
des Centre d'Arenc wird sie beendet 
sein." 

(Alex Panzani: Une Prison candestine 

de la police £francaise - Arenc, Paris 
1975, S. 7 £. - eigene Übersetzung) 


Der Vorschlag eines Extrapunkts zu alterna- 
tiven Formen von Öffentlichkeit soll deut- 
lich machen, daß wir derartigen praktischen 
Projekten einen hohen Stellenwert zuordnen, 
Wir fordern daher insbesondere schon ar- 
beitende Gruppen, Initiativen und Institu- 
tionen zur Mitarbeit auf. 


Es freut uns, daß bereits in der Null-Num- 
mer das Klachtenbüro aus Amsterdam dieser 
Aufforderung gefolgt ist. 


"VE LIVED HERE 
IN THIS CITY 
FOR OVER 20 07 NS 
YEARS!,..ArID 
NEVER ÖNCE/\t 
HAVE I BEEN| A ..2r- 
BRUTALIZED \ ON. 'Ip 
BYTHE „Nr 
POLICE!!! 
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Niederlande 


DAS KLACHTENBÜRO POLITIE-OPTREDEN, 
AMSTERDAM 


Aufbau und Ziele: 

Das "Büro" wurde aus verschiedenen Gründen 
eingerichtet. Ein wichtiger Gesichtspunkt 
war, daß unter anderem Zweifel über die 
rechtlichen Möglichkeiten und Mittel bestan- 
den, Klage gegen die Polizei zu erheben. 

Es ist oft nicht klar, welche Behörde für 
welche Klagen zuständig ist, und ob sie 

dann auch bearbeitet werden. 

Augenblicklich werden Klagen Über polizei- 
liches Vorgehen an den Bürgermeister, den 
Justizminister, den Staatsanwalt, den Stadt- 
rat und an die Polizei selbst geschickt. 

Aus diesem Grund gibt es auch keinen klaren 
Überblick über die Art und das Ausmaß der 
Beschwerden. 

Die Bearbeitung dieser Klagen erschöpft sich 
im allgemeinen darin, daß sie an die für 
pelizeiliches Handeln zuständige Behörde 
weitergeleitet werden. So verwundert es auch 
nicht, daß zur Zeit das Vertrauen in die 
Effektivität des zur Zeit möglichen Klage- 
weges abnimmt; besonders ist dies in Am- 
sterdam festzustellen. 

Die 200 Klagen über den Polizeieinsatz 
Nieuwmarkt-Viertel in Amsterdam wurden von 
der Staarsanwaltschaft zwei Jahre, nachdem 
sie eingereicht worden waren, als unbegrün- 
det abgewiesen. 

Einige Personen, die am Widerstand im Nieuw- 
markt-Viertel teilgenommen hatten, und einige 
Rechtsnawälte meinten zur gleichen Zeit, 

daß polizeiliches Handeln immer rücksichts- 
löser würde. Die Bürger kennen ihre Rechte 
nicht oder sind bereit, diese Rechte für 
"mehr Sicherheit" aufzugeben, und die Po- 
lizei nimmt sich schon jetzt mehr Kompeten- 
zen, als ihr zustehen. 

Die einzige Möglichkeit für den Bürger, 
seine Meinung über das Verhältnis zwischen 
Polizei und Bürgern zu äußern, besteht 
darin, sich an die Presse oder die Par- 
teien zu wenden oder Klage einzureichen. 


Ziele; 


1. Informieren und Unterstützen von ein- 
zelnen Klägern : 

2. Sammeln von Klagen, um einen Überblick 
über Art und Ausmaß der Klagen zu be- 
kommen. 

3. Veränderung der Struktur des Rechtswe- 
ges für diese Klagen; das Klachtenbüro 
ist der Meinung, daß Klagen über die 
Polizei zu sehr unter strafrechtlichen 
Gesichtspunkten behandelt werden. 


Vorgehensweise: 

Die Aufgaben im Büro werden von freien Mit- 
arbeitern (Jura- und Kriminologiestudenten) 
erledigt. Jeder Mitarbeiter arbeitet einen 
Tag pro Woche im Büro. 

Dort sprechen die Mitglieder mit den Klägern, 
sammeln Informationen aus der Presse und 
anderen Quellen, registrieren die Klagen, 
helfen beim Schreiben von Briefen an die 
Behörden, informieren die Leute über recht- 
liche und sonst noch bestehende Möglich- 
ketien, halten Verbindung zur Presse und 

zum Rundfunk (Amsterdam hat eine eigene 
städtische Rund£funkanstalt) und machen alle 
sonst noch anfallenden praktischen Arbeiten. 


Darüberhinaus gibt es bei der Betreuung von 
Klägern noch viele Dinge zu tun. Die Mit- 
arbeiter besuchen die Leute, die angerufen 
haben, und halten Verbindung zu Stadt- 
teilgruppen und Bürgerinitiativen. 

Die Mitarbeiter und andere freiwillige 
Helfer nehmen auch an Projekten teil, um 
Klagen von verschiedenen Bevölkerungsgrup- 
pen zu sammeln, die sich selbst nicht an 
das Klachtenbüro wenden. Ausländer z.B. 
haben oft Angst vor den formalen Auswir- 
kungen einer Klage. Andere glauben nicht 
an den Erfolg einer Klage, nicht zuletzt 
aus eigenen Erfahrungen. (In Diskussionen 
mit solchen Leuten versuchen wir, sie zu 
motivieren, indem wir die Zusammenhänge 
zwischen dem von ihnen erfahrenen Vorfall 
und den allgemeinen Strukturen zu er- 
klären versuchen.) 

Einmal pro Woche werden alle neuen Kla- 
gen von allen Mitarbeitern und einigen 


Experten - das sind Anwälte und auch ein 
Hochschullehrer -- zusammen diskutiert. Die 
Verantwortung für die Ratschläge, die wir 
erteilen, wird kcllektiv getragen. Wir be- 
handeln die Klagen auf den Ebenen ihres 
rechtlichen, Öffentlichen und politischen 
Gewichts. In schwierigen Fällen kann unser 
Anwalt den Fall eines Mitarbeiters üÜber- 
nehmen, dennoch verfolgt der Mitarbeiter 
den Fall weiter wie bisher. 

Daten werden nach einem einheitlichen System 
auf Listen erfaßt (codiert), mit denen dann 
alle Mitarbeiter arbeiten können. Mit Hilfe 
dieser Listen bekommt man einen relativ 
guten Überblick über den Bearbeitungsprozeß 
der Klagen, unter anderem über die Bearbei- 
tungszeit der Behörden und die Ergebnisse. 
Sie veranschaulichen auch die verschiedenen 
Kategorien polizeilichen Verhaltens, von 
unangemessen bis strafbar. i 

Im Falle einer strafbaren Handlung empfeh- 
len wir dem Betroffenen, eine offizielle 
Klage bei der Staatsanwaltschaft einzureli- 
chen. Dies geschieht weniger aus der 
Hoffnung, damit Erfolg zu haben; es geht 
uns auch darum, nachweisen zu können, daß 
der formale Klageweg meist zu nichts 

führt. 

Das Klachtenbüro wurde nicht gegründet, 

um bis in alle Ewigkeit zu bestehen. 


Manchmal werden Kläger zu den Polizei- 
dienststellen gebeten, um dort über ihre 
Klage zu sprechen. In solchen Fällen 
schlagen wir dem/der Kläger/in vor, ein 
Mitglied des Klachtenbüros mitzunehmen,und 
im Falle, daß dies von der Polizei abge- 
lehnt wird, er/sie es auch ablehnt, allein 
mit der Polizei Über seine/ihre Klage 

zu sprechen. . 

Wir sind nur dann bereit, mit Mitgliedern 
von Parteien zusammenzuarbeiten, wenn diese 
uns direkt aufsuchen. wir machen für sie 
keine besonderen Berichte in der Hoffnung, 
sie würden sich dann vielleicht für einen 
unserer Fälle besonders einsetzen; wenn wir 
allerdings Papiere für die Öffentlichkeit 
zusammenstellen, schicken wir auch einige 
Kopien an die Parteien. Die Sozialdemokra- 


ten, die in Holland gerade die Rolle der - 
Opposition Übernommen haben, sind im Augen- 
blick überaus interessiert an den Informa- 
tionen aus dem Klachtenbüro. 

Wir haben eine Anzahl von guten Kontakten 
zur Presse. Wir führen Gespräche mit der 
städtischen Rundfunkanstalt, damit dort 
eventuell jeweils über die Klage der Woche 
berichtet wird. 


Besondere Aktivitäten 


- eine Wandzeitung: Jeden Monat ein anderer 
Fall, manchmal mit Fotos und einigen 
Schluß£folgerungen 

- Einige von uns beschäftigen sich weitgehend 
mit dem besonderen Verhältnis zwischen 
Ausländern und der Polizei 

- Wir wollen eine Arbeitsgruppe bilden, die 
die Behandlung von Frauen durch die 
Polizei studiert 

- Wir sammeln Fotos von allen Polizisten 
in Amsterdam 

- Einige von uns haben engen Bezug zu be- 
stimmten Bereichen, in denen die Polizei 
besonders aktiv ist 

- Wir bereiten ein Tribunal vor 

- Wir schreiben an einem kleinen Taschen- 
buch zu Rechtsfragen und rechtlichen Ver- 
fahrensweisen, über die jeder Bescheid 
wissen sollte, 


Ergebnisse 


In den ersten vier Monaten machten wir we- 
nig Öffentlichkeitsarbeit und versuchten, 
zunächst ein organisatorisches Konzept für 
unsere Arbeit zu entwickeln. 

In .den crsten vier Wochen erreichten das 
Klachtenbüro trotzdem 106 Klagen. 

In 20 von diesen 106 Fällen wurde eine of- 
fizielle Klage an die Staatsanwaltschaft 
geschickt; in 13 von diesen Fällen hat der 
Staatsanwalt nicht geantwortet. 
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Weitere Daten (Stand: 13.10.1977) 


- 22 x Mißhandlungen 

- 18 x Diskriminierung 

- 24 x verschärfte Auseinandersetzungen mit 
der Polizei, bedingt durch deren 
arrogantes Verhalten 
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ungerechtfertigte Festnahmen 


11 Verweigerung, Klagen entgegenzunehmen 

Belästigungen 

unnötige Beschränkungen während des 

Arrests 

- 8 x Hausdurchsuchungen ohne rechtliche 
Grundlage 

- 7 x Spurensicherung ohne rechtliche 


Grundlage 


Vorläufige Analyse (13. Oktober 1977) 
Kurzform 


- Polizeibeamte sind nicht bereit, in Kon- 
£fliktsituationen ein Problem zu diskutie- 
ren, sondern neigen dazu, sofort Zwangs- 
mittel anzuwenden. Dies führt im all- 
gemeinen zu einer Eskalation des Vorfails. 


- Der durchschnittliche Beamte scheint die 
Wirkung seines Verhaltens auf den Bürger 
bewußt nicht sehen zu wollen. So kann 
schon die Frage nach den Gründen einer 
Kontrolle oder Festnahme zu einschnei- 
denden polizeilichen Gegenreaktionen 


Aigen 


führen. Ein Beispiel für derartige Sank- 
tionen: "Wenn Du nicht mit uns koope- 
rierst, kannst Du über Dein Verhalten in 
der Polizeizelle nachdenken.” 

- Die 3efugnisse der Polizei werden von ihr 
häufig extensiv ausgelegt oder sogar miß- 
braucht, 

- Zur Zeit beträgt die Zahl der Klagen, die 


dem Klachtenbüro vorliegen, 170. 


Kontaktadresse: Klachtenbüro politie optreden 
Rozenstraat 6 
Amsterdam 


Telefon: (020) - 25 80 oo 


IX FALLSTUDIEN 


Fallstudien/Analysen 


Die Konzeption des Newslettes ist insgesamt 
nicht darauf ausgerichtet, als theoretisch- 
analytisches Organ zu wirken, indem sich die 
unterschiedlichsten Theman aneinanderreihen. 
Der Vorschlag eines spezifischen Rasters 

an Themen- und Aufmerksamkeitspunkten, in 
das ohne zu großen Arbeitsaufwand Informa- 
tionen aus den verschiedensten Ländern einge- 
speist werden sollen und können, soll nun 
natürlich nicht bedeuten, daß Beiträge zur 
Polizei und ihrer Entwicklung, die stärker 
analytisch-aufsatzartiger Natur sind, prin- 
zipiell herausfallen sollen. Gerade auch um 
einzelnen (Gruppen) die Möglichkeit zu 
geben, außerhalb des enger gefaßten Rahmens 
der Aufmerksamkeitspunkte eigene Überlegun- 
gen, Resultate etc. vorzustellen, scheint 
uns die Einrichtung einer Spalte; Fall- 
studien/Analysen sinnvoll, Wir hoffen, daß 
sich diese Überlegung durch die Nutzung 
dieser Spaltuny in Zukunft auch als richtig 
erweist. 


X ANFRASEN. KOOPERATIONSMÜSLICHKEITEN, 
KONTAKTE: 


ANHANG 


8 108. [Beschlagnahıne anderer Gegenstände] Werden 
bei Gelegenheit siner Durchsuchung Tegenstünde gefunden, 
die zwar in keiner Bezichung zu Ri Untersuchung stehen, 
aber auf die Verübung einer anderen Straftat hindeuten, so 
sind sie einstweilen in Beschlag zı nchinen. Der Staatsane 
waltschaft ist hiervon Kenntnis zu geben. 


GESETZESDOKUMENTATION 


neu In $ 108 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Satz 1 findet keine Anwendung, sowelt eine 
Durchsuchung nach $ 103 Abs. 1 Satz 2 stattfindet.” 


Strafprozeßordnung 


8 102. [Durchsuchung beim Verdächtigen] Bei dem, 
welcher als Täter oder Teilnchiner einer Straftat oder der Be= 
gänstigung, Strafvereitelung oder Hchlerci verdächtig ist, 

ann eine Durchsuchung der Wohnung und anderer Räume 
sowic seiner Person und der ihm gehörenden Sachen sowohl 
zum Zweck seiner Ergreifung als auch dann vorgenonimen 
werden, wenn zu vermuten ist, daß die Durchsuchung zur 
Auffindung von Beweismitteln führen werde, neu 


gar. (weggefallen) 


BA ea Tante 


Nach $ 110 wird folgender $ 111 eingefügt: 


6 103. [Durchsuchung bei anderen Personen] {1) Bei an» sin 
deren Persemen sind Durchsuchungen nur zur Ergreifung des 
Beschuldigten under zur Verfolgung von Spuren einer Straftag 


oder zur Beschlagnahme bestiminter Gegenstände und nue 
san zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen zu schlie» 
Ben ist, daß die gesuchte Perum, Spur uder Sache sich in den 
zu durchsuchenden Näusmen befindet, 

(2) Diese Beschränkung gilt nicht für Räume, in denen der 
Bewlukligte ergrüfen worden ist oıler die er während der 
Vetlalgung betreten hat. 


neu 


$ 103 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz I wird folgender Satz 2 angefügt: 


„Zum Zwece der Ergreifung eines Beschul- 
digten, der dringend verdächtig ist, eine 
Straftat nach 3 129a des Stralgesetzbuches 
oder eine der in dieser Vorschrift bezeichne- 
ten Straftaten berangen zu haben, ist eine 
Durchsuchung von Wohnungen und anderen 
Raumen auch zulässig, wenn diese sich In ek 
nem Gebäude belinden, von dem auf Grund 
von Tatsachen anzunchmen ist, daß sich der 
Beschuldinte in ihm aufhält.“ 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die Beschrankungen des Absatzes 1 

Satz I gelten nicht für Räume, in denen der 

Beschuldigte ergrilfen worden ist oder die er 
während der Verfoigung betreten hat.” 5 


4 


{1} Begründen bestimmte Tatsachen den Ver- 
dacht, daß eine Straftat nach $ 129a des Straf- 
gesetzbuches, eine der in dieser Vorschrift be» 
zeichneten Straftaten oder eine Straftat nach 
$ 250 Abs. I Nr. I des Strafgesetzbuches began- . 
gen worden ist, so können auf öffentlichen Stra- 
Ben und Plätzen und an anderen öffentlich zu- _ 
gunglichen Orten Kontrollstellen eingerichtet 
werden, wenn Tatsachen die Annahme rechifer- 
tigen, daß diese Maßnahme zur Ergreifung des 
Täters oder zur Sicherstellung von Beweismitteln 
führen kann, die der Aufklarung der Straftat die 
nen können. An einer Kontrolistelle ist jeder- 
mann verpflichtet, seine Identität leststellen 
und sich sowie mitgefuhrte Sachen durchsuchen 
zu lassen. 


{2) Die Anordnung, eine Kontrollstelle einzu» 
richten, trifft der Richter; die Staatsanwaltschaft 
und ihre Hiilfsbeamten ($ 152 des Gericisver 
fassungsgesetzes) sind hierzu befugt, wenn Ge 
fahr im Verzug ist, 


(3) Für die Durchsuchung und die Feststellung 
der Identitat nach Absatz I gelten $ 106 Abs. 2. 
Satz 1. $ 107 Satz 2 erster Halbsatz, $$ 108, 169, 
110 Abs, I und 2 sowie $$ 163b, 163c entspre 
chend.” . v 


6 104, [Nächtliche Haussuchung] (1) Zur Nichtzeit dürfen 
die Wohnung. die Geuhiftsräune und das befriedete Icsitz» 
tum nur bei Verfolgung auf frischer Tat oder bei Gefahr im 
Verzug ınler dann durchsucht werden, wenn es sich um die 
Wiederergreifung eines entwichenen Gefangenen handelt. 

(3) Diese Beschränkung gilt nicht für Räume, die zur Nacht» 
zeit jederinann zugänglich oder die der Palizci als Herbergen 
oder Versammlungsorte bestralter Personen, alı Nicderlagen 
von Sachen, die mittehh Straftaten erlangt sind, oder als 
Schlupfwinkel des Glücksspiels, des unerlaubten Betiubung®e 
zu und Warfenhandels oder der Prostitution bekannt 
sind. { 

(a) Die Nachtzeit unfall in dem Zeitraum vorn ersten | 
April bis dreilligsten September die Stunden von neun Uhr 
abends bis vier Uhr morgens und in dem Zeitraum vorn er= 
ten Oktober bis cinunddreißigsten März die Stunden von | 
neun Uhr abends bis sechs Uhr niorgens, | 


8 105. (Anordnung; Ausführung] (1) Durchsuchungen 
dütfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch 
durch die Stastsanwaltschaft und ihre Hilfsbeannten ($ 152 des . 
Gerichtsverlassungsgesetzes) angeordnet werden. 

(2) Wenn eine Durchsuchung der Wohnung, der Ge | 
schäfssräume oder des befriedeten Resitztungs ohne Beiseig 
des Ilichters oder des Staatsanwalts stattfindet, so sind, wenn 
möglich, ein Gemeindebeamter oder zwei Mitglieder der Ge» 
meinde, in deren Bezirk (lie Durchsuchung erfolgt, zuzuzies 
ben. Die als Gemeindemütg lieder zugezogenen Personen dür 
fen nicht Polizeibeamte oder Hilfsbramte der Staatsanwal- 
schaft sein, 

„(s}! Wird eine Durchsuchung in einem Dienstgebäude oder 
einer nicht allgemein zugänglichen Einrichtung oder Anlage 
der Bundeswehr erforderlich, so wird die vorgesetzte Dienst 
stelle der Bundeswehr um ihre Durchführung ersucht, Die 
ersuchende Stelle ist zur Mitwirkung berechtigt. Des Ersus 

$ bedarf es nicht, wenn die Durchsuchung von Räumen 


vorzunchmen ist, die ausschließlich von anderen Personen als . 


Soldaten bewohnt werden. 


8 127. (Vorläufige Feuinahmie] (1) Wird jemand auf fr» 
scher Tat betrotlen oder verfolgt, a0 ist, wenn er der Fl 
verdachtig ist oder seine Persönlichkeit nicht sofurt festgestellt 
werden kann, jedermann befugt, ihn auch chne richterlichen 
Belchl vorläufig festzunchmen. 

(2) Die Staatsanwalsschaft und die Polizeibeamten sind bei 
Gefahr im Verzug auch dann zur vorläufigen Festnahne be= 
fügt, wenn die Voraussetzungen cines Haftbelchls oder eines 
Unterbringungsbeichls vorliegen. 

(3) It eine Straftat nur auf Antrag verlolgbar, so ist die 
vorläufige Festnahme auch dann zulässig, wenn ein Antrag 


noch nicht gestellt ist. Dies gilt entsprechend, wenn eine 
Straftat nur mie Ermächtigung oder auf Strafverlangen ver 
folgbar ist. 


neu 


6 127 wird wie folgt geändert:. 


a) Absatz I erhält folgende Fassung: 


„{1) Wird jemand ayf frischer Tat betrof- 
fen oder verfolgt, so ist, wenn er der Flucht 
verlächtig ist oder seine Identität nicht 30 
fort festgestellt werden kann, jedermann be 
fugt, ihn auch shne richterliche Anordnung 
vorläufig festzunehmen. Die Feststellung dar 
Identität einer Person durch die Staatsan- 
waitschaft oder die Beamten des Polizeidien- 
stes bestimmt sich nach $ 163 b Abs. 1.° 


b) In Absatz 2 wird das Wort „Polizeibeamten“ 
durch die Worte „Beamten des Polizeidien- - 


stes" ersetzt, 


_ 


Neu In $ 105 Abs. I wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Durchsuchungen nach $ 103 Abs. : Satz 2 ordnet 
der Richter an; die Staatsanwaltschaft ist hierzu 
befugt, wenn Gefahr im Verzug ist.” 


42 


& 163. [Aufgaben der Polizei] (1) Die Behörden und Be- 
anıten des Pohzeidienstes haben Straftaten zu erforschen 

alle keinen Aufschub gestattenden Anordnungen zu treffen, 
unı die Verdunkelung der Sache zu verhüten. 

(2) Die Behörden und Beaniten des Polizeidienstes über- 
senden ihre Verhandlungen ohne Verzug der Staatsanwak- 
schaft. Erscheint die schleunige Vurnahme richterlicher 
Untersuchungshandlungen erforderlich, so kann die Über: 


Straftat verdächtig ist und der Zweck der Unter- 
‚suchung durch die Benachrichtigung gefährdet 
würde. - 


>) Eine Freiheitsentziehung zum Zwecke der 
Feststellung der Identität darf die Dauer von Ins 
gesamt zwölf Stunden nicht überschreiten. 


sendung unmittelbar an das Amtsgericht erfolgen. {4} Ist die Identität festgestellt, so sind In den 


8 163a. [Vernchmung des Beschuldigten] (1) Der Be- Fälien des $ 163 b Abs. 2 die im Zusammenhang 
schuldigte ist aplitestens vor dem Abschluß der Ermittlungen mit der Feststellung angefallenen Unterlagen zu 
zu veruchmen, es gei denn, daß das Verfahren zur Einstellung vernichten.” 
führt. In einfachen Sachen genügt es, daß ihm Gelegenhent 
gegeben wird, sich schriftlich zu äußern. 
(2) Beantragt der Beschuldigte zu seiner Entlastung die 
Aufuahme von Beweisen, so siad sie zu erheben, wenn sie von 
Bedeutung sind. ö 


(3) Der Beschuldigte st verpflichtet, auf Ladung vor der 
Stuasianwaltschaft zu erscheinen. Die 5 133 bis 16a, I6GBe 
Abs. Lund 5 gelten ensprechend. Über die Rechtmäßigkeit 
der Vorführung esscheidet suf Antrag des Beschuldigten 
das Gericht, $ 161a Abs. 3 Satz 2 bis 4 ist anzuwenden, 


(+) Bei der ersten Vernchimung des Beschuldigten durch 
Beine des Polizeidienstes ist dem Beschuldigten zu eröffnen, 
welche Tat ibn zur Laut gelegt wird, Juı übrigen sind bei 
der Vernehmung des Beschukhgien durch Beanite des Poli» 
zeidienstes 5 136 Abs. 1 barz Ibis 4, Abs. 2, 3 und $ 136a 


anzuwenden. 


(s} Bei der Vemehmung eines Zeugen oder Sachverständi- 
gen durch Beamte des Polizeidienstes sind 5 S2 Als, 3, € 58 
Abs. 2, $#1c Abs. 3 Satz 2in Verbindung mat 5 52 Abs, 3, 
5 1363 eusprechend anzuwenden. 


PUR Nach $ 163a werden folgende $$ 163b und 
163 c eingefugt: 


.$ 163b 


{1} Ist jemand einer Straftat verdächtig, so 
konnen die Staatsanwaltschaft und die Beamten 
des Polizeidienstes die zur Feststellung seiner 
Idenlität erforderlichen Maßnahmen treffeny 


«$ 1632 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend.Der 
Verdachlige darf festgehalten werden, wenn die 
Identitat sonst nicht oder nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten festgestellt werden kann. Unter 
den Voraussetzungen von Satz 2 sind auch die 
Durchsuchung der Person des Verdächtigen und 
der von ihm mitgeführtien Sachen sowie die 
Durchführung erkennungsdienstliher Maßnah- 
men zulässig. 


{?) Wenn und soweit dies zur Aufklärung - 
einer Straftat geboten ist. kann auch die Iden- 
titat einer Person festgestellt werden, die einer. 
Straftat nicht verdäctig Isy 
‚5 69 Abs. I Satz 2 gilt entsprechend, 


Maßnahmen der in Absatz 1 Satz 2 
bezeichneten Art dürfen nicht getroffen werden, 
wenn sie zur Bedeutung Jer Sache außer Ver- 
haltnis stehen; Maßnahmen der in Absatz I 
Satz 3 bezeichneten Art dürfen nicht gegen den 
willen der betroffenen Person getroffen werden. 


M 
| 
| 
| 


y163cC 


{i) Eine von einer Maßnahme nach $ 163 b br- 
trolfene Person darf in keinem Fall länger als 
zur Feststellung ihrer Identität unerläßlich fest- 
gehalten werden. Die festgehaltene Person jst 
unverzüglich dem Richter bei dem Amtsgericht, 
in dessen Bezirk sie ergriflen worden ist, zum 
Zwecke der Entscheidung über Zulässigkeit und 
Fortdauer der Freiheitsentziehung vorzuführen, 
es sei denn, daß die Herbeiführung der richter- 
lichen Entscheidung voraussichtlich längere Zeit 
in Anspruch nehmen würde, als zur Feststellung 
der Identität notwendig wäre. 


(2) Die festgehaltene Person hat ein Recht 
darauf, daß ein Angehöriger oder eine Person 
ihres Vertrauens unverzüglich benachrichtigt 
wird. Ihr ist Gelegenheit zu geben, einen Ange- 
gehörigen oder eine Person ihres Vertrauens 
zu benachrichtigen, es sei denn, daß sie einer 


